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Deutſchland. 
0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 


14. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 16. Februar.) 

11 Uhr. Am Miniſtertiſch Falk und Friedenthal mit mehreren Commiſ⸗ 
ſarien. Die Tribünen find überfüllt. 

Es ſind eingegangen vom Finanz⸗ und Juſtizminiſter ein Geſetzentwurf, 
betreffend die für die Verechnung der Tranſcriptions⸗ und Inſcriptionsge⸗ 
bühren beim rheiniſchen Hypothekenweſen zu Grunde zu legenden Sprung⸗ 
ſätze; vom Cultusminiſter ein proviſoriſches Statut der Akademie der Künſte; 
dom Abg. v. Potworowski ein Antrag auf Aufhebung des gegen den Abg. 
b. Jazdzewski anhängigen Strafverfahrens. 5 

as Haus tritt in ſeine Tagesordnung ein und genehmigt zunächſt den 
Antrag des Abg. Statz, daß das Strafverfahren gegen den Abg. Röckerath 
für die Dauer der gegenwärtigen Seſſion aufgehoben werde. Desgleichen 
werden die Geſetzentwürfe, betreffend die Theilung des Kreiſes Konitz 
in die Kreiſe Konitz und Tuchel und betreffend einige Abänderungen der 
directen Steuern in den Hohenzollern'ſchen Landen ohne Debatte in 
erſter und zweiter Leſung genehmigt. ? 

Es folgt die erſte Berathung des Geſetzentwurfs über die Vermögens: 
berwaltung in den katholiſchen Kirchengemeinden. Zum Worte 
melden ſich gegen die Vorlage: Reichenſperger, Dauzenberg, v. Schorlemer⸗ 
Alſt, v. Vue v. Gerlach, Fackeldey, Menken, Windthorſt (Meppen); 
. rs Vorlage: Windthorſt (Bielefeld), Wehrenpfennig, Haucke, Löwe, 

nel, Jung. x > . 

Abg. Reichenſperger: Mit dieſer Vorlage ſcheint mir der Cultus⸗ 
miniſter eine Abwechſelung in die Monotonie des bisherigen Culturkampfes 
ineinbringen zu wollen, der bisher nur in Verfolgungen, Verurtheilungen, 
inſperrungen, Amtsentſetzungen, Verbannungen und Sequeſtrationen bon 
firchenvermögen beſtand und auf dieſem Wege die geſammte Staatsregierung 
bis zu dem unterſten Polizeidiener herab in athemloſer Thätigkeit gehalten 
hat. Der Miniſter braucht eine veränderte Scenerie und betritt jetzt das 
Gebiet der materiellen Intereſſen in der Hoffnung wenigſtens, hier einen ge⸗ 
wiſſen Succurs Seitens der katholiſchen Laien⸗Bevölkerung zu erlangen. Es 
ſoll jetzt Verwaltung und Verwendung des kirchlichen Vermögens durch ein 
Staatsgeſetz auf einer Grundlage geordnet werden, die eine völlige Säculari- 
ſation und Demokratiſirung der kirchlichen Verwaltung in ſich ſchließt. Die 
Motive des Geſetzes gehen davon aus, daß der Einfluß des katholiſchen 
Clerus gebrochen werden müſſe und daß dieſe Vorlage eine innere, natur: 
nothwendige Conſequenz der Maigeſetze ſei. Ich gebe zu, daß dieſe Conſe⸗ 
quenz dazu zwingt, auf demſelben Wege weiter zu gehen. Allein eine 
Staatsregierung, die ſolche Conſequenz zu ziehen unternimmt, bat ſich doch 
berchſe zu fragen, wie es denn mit den bisherigen Erfolgen dieſer Maigeſetze 
eſchaffen iſt. Davon ſteht in den Motiven kein Wort, und zwar mit gutem 
Grund, denn unwiderleglich und unwiderlegt ſteht die Thatſache da, daß dieſe 
Erfolge uns nichts anderes zeigen als das empörende Bild einer Chriſten⸗ 
und Kirchenverfolgung im 19. Jahrhundert, die allerdings in gewiſſen 
Blättern als ein Erfolg der Maigeſetze charakteriſirt wird; doch bin ich gut⸗ 
müthig genug, der Staatsregierung eine ſo frappante Begriffsverwechſelung 
von Folge und Erfolg nicht zuzutranen. Ich bin überzeugt, daß ſie dieſe 
olgen in der That nicht gewollt und erſtrebt hat, daß ſie nicht Ruin auf 

uin hat häufen wollen, ſondern daß ſie nur den einen Zweck hatte, die 
Kirchen⸗ und Religionsgeſellſchaften in Preußen der unbedingten Staats⸗ 
omnipotenz zu unterwerfen, d. h. das Gegentheil von dem zu ſchaffen, was 
der urſprüngliche Artikel 14 der Verfaſſung fene te. Wir haben es der Re⸗ 
gierung von ‚vornherein geſagt, daß fie dieſen Zweck nicht erreichen werde 

und könne; deun fie hat es nicht mit der Ruine einer abgelebten Kirche, 
ſondern mit einer lebenskräftigen Organiſation zu thun, deren Kraft, Macht 
und Freiheit allen äußeren und mechaniſchen Mitteln der Gewalt unerreich⸗ 


ar iſt. 

Die Thatſachen haben dieſe unſere Vorausſage glänzend beſtätigt. Ich 
füge heute den Zeugniſſen von nicht ultramontaner Seite ein neueſtes hinzu, 
den Ausſpruch Bonghl', der ſich ſelbſt als einen Todfeind der latholiſchen 
Kirche erklärt, deren Untergang er lieber heute als morgen wünſcht. Dieſer 
Amtscollege unſeres Cultusminiſters hat in einem Aufſatz, der in der 
„Italia“ von Hillebrandt abgedruckt iſt, conſtatirt, daß zwar die eine oder 
die andere der Beſtimmungen der 1 Kirchengeſeze hier oder dort 
Nachahmung gefunden habe, daß aber etwas Aehnliches im Großen und 
Ganzen nirgend zu finden ſei. Es ſagt: „wenn das preußiſche Syſtem 
durchgeführt wird, kann der römiſche Katholicismus als erloſchen betrachtet 
werden. Wir würden einen ſolchen Untergang allerdings mit Freuden be⸗ 
grüßen; allein wir ſind leider noch keineswegs gewiß den Katholicismus auf 
der Bahre zu ſehen. Die preußiſche Geſetzgebung freilich iſt ſo beſchaffen, 
daß mit ihrer Acceptirung der römiſche Kakholieismus leinen ſeiner Haupt⸗ 
grundſätze mehr retten kann. Das Leben der Kirche perliert, wenn es dieſer 
Einmiſchung unterworfen wird, alle Bedeutung ihrer Realität. Keine Reli⸗ 
gion, die noch einige Lebensfähigkeit beſitzt, würde ein ſolches Loos über ſich 
ergehen laſſen, und es liel kein Grund vor, anzunehmen, daß gerade der 
Katholicismus dies thun ſollte. In Verfolg dieſes Syſtems hat die preußiſche 
Regierung 3 Biſchöfe um deshalb ins Geſängniß geworfen Qweil fie es nicht 
für möglich bielten, Geſetzen zu gehorchen, die nach ihrer Meinung die Rechte 
ihres Glaubens und Gewiſſens verletzen. In keinem te Lande 
kaun man behaupten, daß das Beh in folder Weiſe abſolut ſouverän ſei, 
daß man daſſelbe unbedingt und abſolut reſpectiren müſſe. Keine politiſche 
Partei der Welt würde in ihrem Gewiſſen dieſer Theorie beitreten.“ Sie 
boͤren hier, wie man anderwärts denkt über die unlängſt vom Reichskanzler 
im Reichstage proclamirte Majeſtät des Geſetzetz gegenüber der inneren Ge⸗ 
wiſſensfreiheit. Dieſer Ausſpruch des Fürſten Bismarck wird hier geradezu 
als ein rechtswidriger, als ein freiheitsmörderiſcher bezeichnet. Und dies ſoll 
in Deutſchland möglich ſein, gerade in einem Lande, das ſtärker und feſter 
als jedes andere das Princip der Religions- und Gewiſſensfreiheit unab⸗ 
bang von der Staatsgewalt proclamirt hat. 9 

ie gegenwärtige Vorlage iſt mit der Verfaſſungsurkunde nicht verein⸗ 
bar. Die Motive jelbit erkennen an, daß ſuach dem urſprünglichen Wortlaut 
des Art. 15 der Verfaſſung dieſes Geſetz unzuläſſig geweſen wäre. Aber 
durch den me uſatz zu dem Art. 15 ijt der obere Grundſatz dieſes 
Artikels, nämlich, daß die evangeliſche und die katholiſche Kirche ihre Anz 
gelegenheiten ſelbſtſtändig ordnet und werden in keiner Weiſe aufgehoben 
oder alterirt worden. (Widerſpruch links.) Gewiß, meine Herren: die 
Verſaſſungsurkunde zeigt uns ſelbſt deutlich, wie man es machen muß, wenn 
man einen Oberſatz, ein Princip der Verfaſſung durch die Geſetzgebung 
ſpäterhin beſchränken und zu einem Theil aufheben will. Dies geſchieht in 
rt. 5, worin es zuerſt heißt: „Die perſönliche greibbeit iſt gewährleiſtet“ 
und ſodann „die Bedingungen, unter denen eine Beſchränkung derſelben zu⸗ 
laſſig iſt werden durch das Geſetz beſtimmt.“ Dieſelbe Beſchränkung findet 
ſich in Artikel 27; der e Zuſatz zu Artikel 15 aber enthält nichts 
der Art. Soll alſo überhaupt dieſe ae von Ihnen berathen werden, 
o iſt 8 0 vorher eine nochmalige Verfaſſungsänderung im Sinne des 
kt. 5 und Art. 27 nothwendig. Sie wollen alſo in dieſer Vorlage die 
ganze Organiſation der Kirchengemeinde, den Modus der Gn de liede⸗ 
ruung dieſer Körperſchaft geſetzlich feſtſtellen. Erinnern Sie ſich denn nicht 
mehr, wie noch im vorigen Jahre die evangeliſche Gemeindeordnung zu 
Stande kam? Etwa dur eſetz? Keineswegs, meine Herren, ſondern einzig 
und allein durch den Beſchluß und die Verordnung des preußiſchen Landes⸗ 
biſchofs, des königlichen Landesherrn, ohne jegliche Betheiligung der geſetz⸗ 
ebenden Aalen r Es iſt im vorigen Jahre ebenſo wenig wie in zahlreichen 
rüheren Fällen irgend Jemandem in den Sinn gekommen, eine ſolche Maß⸗ 
regel, die dem Kirchenregiment angehört, als zur Domäne der Geſetzgebun 
gehörend zu betrachten. Und heute legt dieſelbe Staatsregierung, die no 
im vorigen Jahre unter Ablehnung der Competenz der geſetzgebenden Fac⸗ 
toren eine evangeliſche Kirchenordnung hergeſtellt hat, eine ungefähr 
arallel laufende, natürlich ſehr verſchlechterte Kirchenordnung für die katho⸗ 
iſchen Gemeinden dem Landtage vor? Wenn das vom Base acceptirt 
werden ſollte, dann müßte es in der That weit gekommen ſein. Es wird 
von den Gegnern darauf hingewieſen, daß es den 1 gelungen ſein 
ſoll, ſeit 2848 und 1850 in der kirchlichen Verwaltung immer mehr Terrain 


reslauer 


Sechsundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


zu gewinnen und berechtigte Inſtitutionen durch Uſurpation zu verkümmern. einen Streit über den Begriff der Freiheit einzulaſſen. Der vorliegende Ent⸗ 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 17. Februar 1875. 


— Auf alle dieſe Vorwürfe antworte ich: Alles, was in Preußen in dieſer wurf beruht auf dem ganz richtigen Grundſaß, daß die Gemeinde die Trä⸗ 
Richtung die Biſchöfe gethan haben, iſt nicht blos unter Zuſtimmung, fon: |gerin des Kirchenvermoͤgens ſei; es iſt nur Schade, daß dieſes Prinzip nicht 
dern auf direete, ausdrückliche Anweiſung der Staatsregierung geſchehen. als § 1 an die Spitze des Entwurfes geſtellt iſt. Ueber die Frage, wer denn 


In dem Circularerlaſſe des Miniſters Ladenherg wird bereits im Jahre 1849 
ausdrücklich erklärt, daß nach Art. 12, jetzt 15 der Verfaſſung, die geſammte 
Verwaltung des Vermögens und der kirchlichen Angelegenheiten fortan vom 
Staate abzutrennen und dem Epiſkopat zu übergeben ſei. Von ſämmtlichen 
nachfolgenden Miniſtern und Ober⸗Präſidenten ſind in dieſem Sinne Erlaſſe 
und Regulative ergangen, und ebenſo iſt bei der Reviſion der Verfaſſung 
und ſpäterhin in der preußiſchen Kammer dieſer Standpunkt als der nach der 
Verfaſſung allein korrekte anerkannt worden; ja noch im Jahre 1867 wurde 
von unſerer gegenwärtigen Regierung in Hannover, als nach der Annexion 
die kirchlichen Verwaltungs⸗Angelegenheiten zu ordnen waren, derſelbe Stand⸗ 
punkt eingenommen. Mit Rückſicht auf die in Hannover vorgegangene Aus⸗ 
einanderſetzung ſpricht es das de von Richard Dove ausdrücklich 
aus, daß fernerbin eine ſtaatliche Reviſion in kirchlichen Verwaltungsſachen 
und eine ſtaatliche Zuſtimmung zur Veräußerung von Kirchenvermögen in 
Hannover nicht mehr zuläſſig ſei. Welche Beſtimmungen enthält nun dieſe 
Vorlage über die Verwaltung der katholichen Kirchengemeinden, beiſpielsweiſe 
über das Wahlſyſtem? Wahlberechtigt ſoll jedes ſelbſtſtändige großjährige 
Kirchenmitglied ſein; von irgend einem weiteren Requiſit, von einem chrbaren 
Lebenswandel, von der Betheiligung am Kirchenleben iſt keine Rede. Was 
aber höchſt charakteriſtiſch iſt: wir ſtehen hier einer beabſichtigten Aug: 
laſſung dieſer Requiſite gegenüber; denn in dem urſprünglichen Entwurf 
beißt es ausdrücklich in § 6: „Von der Ausübung des Wahlrechis find aus: 
geſchloſſen diejenigen, welche durch Verachtung des Gotteswortes und wegen 
nicht ehrbaren kirchlichen Lebenswandels öffentliches Aergerniß gegeben haben. 
(Hört! im Centrum.) Iſt dieſe Auslaſſung etwa geſchehen im Intereſſe des 
Reiches, der Gottesfurcht und der guten Sitte? In dieſer Vorlage ſind Geiſt⸗ 
liche ausgeſchloſſen vom acliven und paſſiven Wahlrecht; in der evangeliſchen 
Kirchenordnung geſchieht das nicht. Ich geſtehe offen, ich glaube noch nicht 
än die Möglichkeit, daß das Haus einem ſolchen Geſetze zuſtimmen kann. 

M. H., wolle Sie wirklich auf dieſem Wege weitergehen? Ich kann mir 
kein zerrüttetereg Staatsweſen denken, als dasjenige, in welchem wir, wie 
dies jetzt in dem Staate Preußen geſchieht, von Tag zu Tag mehr das 
religiöje Bewußtſein und die Religionsfreiheit der Staatsbürger eines dritten 
Theils der geſammten Bevölkerung jo ſehr verletzt, ihre Gebuld auf eine jo 
gefährliche Probe geſetzt wird. (Sehr wahr! Beifall im Centrum.) Dieſe 
Feuerprobe iſt bisher beſtanden worden und ich hoffe, daß dies auch ferner⸗ 
bin der Fall fein wird; aber in dieſer Thatſache liegt auch nicht der Schatten 
einer Verminderung der Verantwortung derer, die dieſen Zuſtand geſchaffen 
haben. Ich hoffe und vertraue, daß es nicht zu ſpät ſein wird, zur Einkehr 
und zur Umkehr zu gelangen; und wenn man das nicht thut, dann tritt ſtatt 
des Satzes „Concordia parvae res crescunté, den Preußen noch 1866 und 
1870 bewahrheitet hat, unerbittlich ſein Revers ein: „discordia vel maximae 
dilabuntur!* (Beifall im Centrum. Ziſchen links.) 

Abg. Windthorſt (Bielefeld): Ich begrüße, wie ich hoffe, in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit allen Mitgliedern, die nicht der Partei des Vorredners ange⸗ 
hören, dieſes Geſetz mit herzlicher Freude; es wird in demſelben nicht nur 
eine alte Forderung des Liberalismus, ſondern der katholiſchen Kirchengemein⸗ 
den ſelbſt erfüllt, (Widerſpruch im Centrum), fo lange fie noch ſrei ihre 
Meinung äußern dürften. Nur der Scharfblick eines ultramontanen Auges 
konnte darin eine Spur von Kirchenverfolgung erblicken. Wir ſchaffen den 
katholiſchen Geiſtlichen die Möglichkeit, ſich eine ordenfliche Erziehung für 
ihren Beruf zu verſchaffen, wir ſtalien fie reichlich mit Geldmitteln aus und 
ſchaffen ihnen eine ordentliche Vermögensverwaltung, das nennt man Kirchen⸗ 
verfolgung! Der Vorredner beruft ſich auf Bonghi, den er zunächſt gar nicht 
richtig citirt, ſondern deſſen Sätze er aus dem Zuſammenhang geriſſen hat. 
Aber wie lonnte er ſich überhaupt auf ihn berufen, der ſich ſelbſt für einen 
Ungläubigen und entſchiedenen Feind der katholiſchen Kirche erklärt hat? 
Auch für uns iſt Bonghi kein claſſiſcher Zeuge als Franzoſenfreund und 
eifrigſter Gegner der deutſchen Nation, der ſich ſehr freuen würde, wenn durch 
den gegenwärtigen, Kampf Seicipait in unſer theures Vaterland käme. Der 
Abg. Reichenſperger citirt eine Reihe von Ausſprüchen fremder Schriftſteller, 
einige Paragraphen des Landrechtes oder der Verfaſſung, mengt alles das 
zuſammen, jügt eine größere oder kleinere Portion ſittlicher Entrüſtung hinzu, 
0 Mi Der iſt fertig, der den ſündhaften Liberalismus von ſeinen Gebrechen 

eilen ſoll. 

Ich habe ſchwere Bedenken gehabt, den Maigeſetzen zuzuſtimmen, aber 
mit dem Princip dieſes Geſetzes kann ich mich frei und rückhaltslos einver⸗ 
ſtanden erklären. Wenn der Kampf, in dem wir uns leider jetzt befinden, 
weil Sie (im Centrum) ihn mit einer beiſpielloſen Hartnäckigkeit fortführen 
nicht manches brave und redliche Herz bedrängte und in die zarteſten Verhält⸗ 
niſſe nicht nur der Gemeinde, ſondern auch der Familie eingriffe, wofür i 
Sie im Centrum zum größten Theil verantwortlich mache, dann würde man 
mit großer Freude dieſen Kampf begrüßen können, weil er uns ſo herrliche 
Früchte gezeitigt hat: das So ulaurichter, das Jeſuitengeſetz, die Cinilehe, 
dieſes Geſetz, welches die Gemeinden wieder in die ihnen entriſſenen Rechte 
einſetzen joll; der Kampf wird uns auch neben manchen andern ſchönen 
Gaben auch hoffentlich das Unterrichtsgeſetz bringen. (Beifall.) Es iſt des⸗ 

alb ſehr richtig, wenn man Sie lim Centrum) verglichen hat mit jener 
raft, die ſtets das Böſe will und ſtets das Gute ſchafft. (Zuſtimmung.) 
Das Geſetz widerſpricht ebenſo wenig einem katholiſchen Dogma oder dem 
religiöſen, als es dem in der römiſch⸗katholiſchen Kirche herrſchenden Geiſte, 
den Herrſchaftsgelüſten der Hierarchie widerſpricht. Deshalb werden Sie 
dieſes Geſetz auf das Aeußerſte bekämpfen, ſich aber ſchließlich demſelben 
unterwerfen (Widerſpruch im Centrum), weil Sie nicht die Verantwortlichkeit 
auf ſich laden werden, den Gemeinden die Wohlthaten dieſes Geſetzes vorzu⸗ 
enthalten. Wenn ich gleich das Geſetz willkommen heiße, ſo überhebt uns 
das doch nicht der rat, die angefochtene Verfaſſungsmäßigkeit aufs Ge⸗ 
naueſte zu prüfen. Denn wenn eine Partei mit Eiferſucht auf die Heilig⸗ 
haltung der Verfaſſung halten muß, ſo iſt es die meinige, deren großer 
Sat der Haupturheber der preußiſchen Verfaſſungsurkunde geweſen iſt. 
ollte ein nennenswerther Beſtandtheil des Hauſes Bedenken über die Ver⸗ 
faſſungsmäßigkeit haben, ſo würde ich lieber die Verfaſſung ändern, als auch 
nur den Schein ihrer Umgehung auf uns laden. enn man ein Geſetz 
interpretiven will, ſo muß man nicht nur den Wortlaut, ſondern auch den 
Geiſt deſſelben betrachten. Der Kampf, der zur Aufſtellung der Verfaſſungs⸗ 
urkunde führte, war lediglich politiſcher Natur; man wollte die Rechte und 
Pflichten der Staatsbürger und der Staatsgewalten gegeneinander ab⸗ 
grenzen, die Stgatsomnipotenz auf das richtige Maß beſchränken. 
on einer Regelung der Verhältniſſe der Kirchengemeinden gegenüber 
ihren Oberen war damals nicht die Rede, und jetzt erſt haben Sie (im Cen⸗ 
trum) die Zeit herbeigeführt, wo wir an die Löſung dieſer Frage herantre⸗ 
ten ſollen. Die Verfaſſung kann alſo niemals der Regelung kirchlicher Ver⸗ 
bältnifje entgegen ſtehen, weil fie dieſe Regelung niemals gewollt. Hatte der 
Abg. Reichenſperger ſich noch die Objectivität der Betrachtung bewahrt, ſo 
würde ich ihn bitten, von dem augenblicklichen Kampfe abzuſehen, und lebte 
dann noch ein Funke des Geiſtes in ihm, der die Verfaſſung von 1848 ſchuf, 
dann müſſe er ſetzt mit Begeiſterung dieſem Geſetze zuſtimmen, welches die 
Rechte der Gemeinden gegemübes der hierarchiſchen Willkür 1 Daß 
mit dieſem Geſetze eine Demokratiſirung des katholiſchen Kirchenvermögens 
beabſichtigt ſei, iſt mir ein neuer Vorwurf; wird es denn nicht immer als 
der ſchönſte Vorzug der katholiſchen Kirche geprieſen, daß ſie auf der breite⸗ 
ſten demokratiſchen Grundlage beruht? Dieſen Vorwurf der Demokratiſirung 


lichen Freiheit aufzutreten, doch laum im Ernſt machen. Die Herren im 


eigentlich der Träger des Vermögens ſei, beſteht in der katholiſchen Kirche 
die größte Verſchiedenheit der wiſſenſchaftlichen Meinungen; nach der einen 
Anſicht it Gott felbit, nach der andern Chriſtus, nach der dritten der Papſt, 
nach der vierten die politiſche Gemeinde, nach der fünften die kirchliche Ge⸗ 
KORK 705 der ſechſten das betreffende kirchliche Inſtitut der Träger des 
ermögens. 0 > : 
„Die bervorragendſten deutſchen Kirchenrechtslehrer find der Anſicht, daß 
die Kirchengemeinde die Trägerin des Vermögens ſei; ſo der Ritter von 
Schulte, den der Abg. Reichenſperger jedenfalls nach einer älteren Auflage 
citirt hat; dieſer jagt ausdrücklich, das Vermögen ſei nicht Eigenthum der 
Geſammtkirche; darin pflichtet ihm der Abgeordnete Reichenſperger bei; er 
ſcheint ſich damit wirklich auf dem Wege der Beſſerung zu befinden. (Hei- 
terkeit.) Derſelben Anſicht iſt Profeſſor Richter, Permaneder, Walther in 
Bonn; von Civilrechtslehrern find derſelben Anſicht von Savigny vom rö⸗ 
miſch⸗ rechtlichen, Eichhorn vom deutſch⸗ rechtlichen Standpunkte aus. Das iſt 
ebenfalls die Anſicht des Landrechtes; im Gebiet des franzöſiſchen Rechtes 
gilt ſogar der Grundſotz, daß die bürgerliche Gemeinde das alleinige Rechts⸗ 
Subject ſei. Ich habe manche Bedenken gegen einzelne Punkte dieſes Ge⸗ 
ſetzes, die Schwierigkeiten find ja auch bedeutend, aber nicht unüberwindlich; 
ich beantrage deshalb, das Geſetz an eine Commiſſton von 14 Mitgliedern 
zu verweiſen. Es iſt zu bedauern, daß wir noch nicht im Beſitze des Pa⸗ 


tronatsgeſetzes find; ich finde ferner in dieſem Geſetze eine Menge biſchöf⸗ 


licher Rechte, die die Selbſtſtändigkeit der Vermögensverwaltung beeinfluſſen 

könnten; noch unbehaglicher erſcheint mir die Stellung des Regierungsprä⸗ 

ſidenten, Leder den ich vielleicht eine inſtinetive Antipathie habe; ebenſo be⸗ 

denklich ſcheint mir die Stellung des Pfarrers als geborenes Mitglied und 

Vorſitzender des Kirchenvorſtandes; iſt der Pfarrer dazu würdig und befä⸗ 

bigt, jo wird er in den Vorſtand gewählt werden; den Pfarrer als Mitglied 

zu octroyiren, würde nur eine neue Bevormundung fein. Wenn die SS 3 

und 4 das Kirchendermögen ſpecialiſiren und darunter auch zu „Schul⸗ 

zwecken“ zu verwendendes aufführen, fo hoffe ich, das Unterrichtsgeſetz wird 

alle dieſe Gelder vereinigen und allein auf das Gehiet der Schule concen⸗ 
triren. Ebenſo hoffe ich, daß ein Kirchbofsgeſetz die Kirchhöfe wirklich zu 
Friedböfen machen wird, auf welchen alle Confeſfionen ruhig neben einander 

liegen. (Sehr gut N Es fehlt endlich eine Beſtimmung, welche die Gemein: 
den dagegen ſicher ſtellt, daß ihr Vermögen nicht zu anderen Zwecken als zu 
localkirchlichen Zwecken mißbräuchlich verwendet wird. Ich hoffe, die Zeit iſt 
nicht mehr ferne, wo Sie ihren e e Irrthum einſeben werden, 
unter dem wir ſo viel und ſo bitter leiden, wo wir uns brüderlich die Hand 
reichen und gemeinfchaftlich das Wohl des Vaterlandes fördern. Dieſes 
Geſetz bietet die Grundlage zur Verſöhnung und in dieſem Sinne wollen 
wir daſſelbe annehmen. Lebhafter Beifall. Ziſchen im Centrum.) 

Abg. Dauzenberg (Pfarrer in Kalſerswerth am Rhein): Ich belämpfe 
die Vorlage, nicht weil ich mich, wie der Herr Vorredner ſich ausdrückte, 
gleichſam als Gardiſt fühle, ſondern in dem ſtolzen Bewußtſein, die Rechte 
der katholiſchen Kirche zu vertheidigen. Ich verleugne meine Fahne nicht 
und bekenne offen, daß ich ein Ultramontaner bin. (Heiterkeit.) Gleichwohl 
iſt mein Standpunkt zu der Wc Be nicht ein abſolut ab» 
lebnender, wie er es in den Maigeſetzen gegenüber war; ich halte den 
Entwurf vielmehr mutatis mutandis unter gewiſſen Bedingungen für an⸗ 
nehmbar. Die Tendenz der Vorlage iſt allerdings, wie die der Maigeſetze, 
eine der katholiſchen Kirche feinpliche, doch hat ſie das innere Lebensgebiet 
der Kirche nicht direct betreten. (Zuſtimmung.) Wenn der Vorredner von 
Dogmen ſprach, fo möchte ich ihm zu bedenken geben, daß er vielleicht nicht 
mehr weiß, was ein Dogma iſt und daß ich in dieſen Dingen beſſer Beſcheid 
weiß. (Heiterkeit.) Um Dogmen handelt es ſich hier in der That nicht. 
Jedoch hätte ſich die 1 einfach darauf beſchränken müſſen, 
darüber zu wachen, daß die Vermögensverwaltung Seitens der Biſchöfe, 
denen fie nach dem bestehenden Kirchenxechte zuſteht, ordnungsmäßig gehand⸗ 
habt werde. Der Satz, dar das Kirchenvermögen nicht im Eigenthum der 
kirchlichen Gemeinden ſtehe, iſt unbeſtritten und ſelbſt vom Ritter von Schulte 
anerkannt. Für denſelben ſpricht ſchon der Umſtand, daß die Kirchengüter 
oft ſchon beſtanden haben, ehe überhaupt kirchliche Gemeinden exiſtirten. Der 
evangeliſchen Kirche hat man das Recht gelaſſen, daß Kirchenregiment durch 
die dazu berufenen kirchlichen Organe zu führen; der katholiſchen aber nimmt 
man es, wiewohl die biſchöfliche Verwaltung des Kirchendermögens, wie ich 
vor dem Hauſe und dem Lande conſtatire, eine muſterhafte geweſen iſt. Die 
Frage nach der Angehörigkeit zur katholiſchen Kirche zu löſen, iſt der Staat 
nicht befugt, denn zu dieſer Angehörigkeit gehört die Veobachtung der Satzungen 
der Kirche und vor Allem die gläubige Unterwerfung unter die von Gott 


ch Alder Autorität. Dieſe Unterwerfung iſt keineswegs Knechtſchaft (lebhafter 


iderſpruch), ſondern die allergrößte 8 (Heiterkeit). 

Man muß deshalb die Löſung dieſer Frage den kirchlichen Organen über: 
laſſen, Ich erinnere dabei an den Umſtand, daß man in die theologiſche 
ee der Univerſität Bonn einen Profeſſor berufen hat, der für das 
lusland vielleicht geeignet iſt, von den inländiſchen Theologen aber nicht 
gehört werden kann. Man hat alſo auf des Bedürfniß derſelben gar keine 
Nückſicht genommen. Und der vorliegende Entwurf iſt ebenfalls am grünen 
Tiſche gemacht, ohne daß man eine Ahnung davon hatte, wie es in einer 
katholiſchen Pfarrgemeinde ausſieht. Dem Epiſkopate aber muthet man in 


der Vorlage eine ganz unwürdige Stellung zu. Alles dies zeigt die Tendenz, 


den Staat an die Stelle der Kirche zu ſetzen. Man hat in den letzten Tagen 
fo großes Gewicht auf die Selbſtverwaltung gelegt und jetzt erleben wir das 
traurige Schauſpiel, daß e Gebiete von Selhſtverwaltung keine 
Rede ſein ſoll. (Lebhafter Widerſpruch; Rufe: Erſt recht!) Das Geſetz ſoll 
der Ausdruck des Rechtes ſein und wenn Sie die durch die Verfaſſung ga⸗ 
rantirten Rechte der katholiſchen Kirche antaſten, fo geben Sie der Mafſeſtät 
des Geſetzes den Todesſtoß. Im vorigen Jahre habe ich zu Ihnen Worte 
des Friedens und der Verſöhnung geſprochen; ohne Erfolg; darin aber habe 
ich Recht behalten, daß der katholiſche Clerus treu zu ſeinen kirchlichen Oberen 
ſteht. Auch heute wieder rufe ich Ihnen zu: es 1 an Ihnen, den ge⸗ 
ſtörten Frieden wieder Deren, indem Sie an die Rechte der Kirche nicht 
rühren. boffe, daß die für die Vorberathung des Entwurfs niederzu⸗ 
ſetzende Commiſſion, für welche ich 21 Mitglieder Ka lolage, die Vorlage jo 
amendiren wird, daß wir uns auch auf dieſem Gebiete wieder zuſammen⸗ 
finden können, wie wir uns auf einem anderen Gebiete ſo außerordentlich 
ſchön zuſammengefunden haben. (Beifall im Centrum.) 


Cultusminiſter Dr. Falk. Mit der Ueberweiſung der Vorlage an eine 


Commiſſion bin ich einverſtanden, denn die Materie bedarf allerdings der 
eingehendſten Erörterung. Die Staatsregierung iſt ſich aber bewußt Alles 


gethan zu haben, was möglich war, denn nahezu drei Jahre haben die Vor⸗ 


erörterungen über dieſen Entwurf gedauert, welcher in einer Reihe von ver⸗ 
ſchiedenen Formulirungen zur weiteren Erörterung gekommen iſt. Auf De⸗ 
tails will ich mich nicht einlaſſen, da Sie je wohl die Vorberathung in einer 
Commiſſion beſchließen werden und dem Abg. Windthorſt nur bemerken, daß 
ein Geſetzentwurf wegen Aufhebung des Patronats vorbereitet und energiſch 
gefördert, aber noch 
benen Maß von Kräften muß ſich eben jedes Miniſterium und beſonders 
das meinige, an welches ſo zahlreiche Aufgaben herantreten, auf das Noth⸗ 
wendigſte beſchränken. . \ 

Herr Abg. Reichenſperger liebt es, bei allen feinen Reden über Geſetze, 
die das Gebiet der Kirche berühren, Rückblicke zu thun und ſich durch Citate 
zu ſtärken. Sein heutiges Citat machte er aber wohl nur, um einen Cultus⸗ 
miniſter dem andern entgegenhalten zu können (Heiterkeit), und das ganze 


Centrum find jg immer bereit, ſich auf die Verfaſſungsurkunde und die ftaate Beiſpiel lehrte eben nur, daß ein romaniſcher Cultusminiſter anders denkt, 


kann uns der Abg. 1 der es liebt, als Verfechter der bürger⸗ 
la 


lich garanlirte Freiheit zu berufen; ich meine, wer ſich des böchſten Vorrech⸗ als ein deutſcher; ja, daß er vielleicht anders denken muß. 


tes freiwillig und bedingungslos begieht und ſeinen Willen dem Willen einer 
anderen Perſönlichkeit unterwirft, der iſt nicht werth, den Namen eines freien 
A nes zu führen; ein Knecht der Kirche kann ja lein freier Bürger fein. 
ewegung. ichen ‚beweifen | 1 
Nach nach Freiheit iſt, fo muß ich ihm jagen: ich bin nicht demüthig ges 
uug, um mich mit den Verfechtern kirchlicher und geiſtiger Unfreiheit in 


Wenn der Abg. c an er mir beweiſen will, was feiner | Verwaltung verſchuldet. 


; a (Zuſtimmung). 
Herr Bonghi meint, ſolche Geſetze, wie das vorliegende, hätten den Unter» 
1 der Kirche zur Tendenz und ich bteſtreite dies lebhaft. Wenn die 
üirche durch dieſecheſetze ſchwer geſchädig wird, fo hat fie es durch ihre eigene 
f hul Eine Gleichheit könnte ſich aber demungeachtet 
0 der italieniſchen Gerichtspraxis und der unſrigen finden. Herr 

onghi ſoll ſich ferner darüber beklagt haben, daß bei uns drei Biſchöfe im 


1 


nicht bis zum Abſchluſſe gekommen iſt. Bei dem gege⸗ 
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Gefängniß fähen. Zu meiner Erholung, nicht um Politik zu treiben, war 
ich im vergangenen Herbſt in Oberitalien. Eine ganze Woche hindur 
ſpielte dort die Nachricht eine große Rolle, daß ſoeben der Biſchof von Mantua 
eingeſperrt worden ſei, weil er ein Staatsgeſetz verletzt habe. Dies zur 
Kritit der Citate. Ich glaube, daß dies wohl zum Schmuck, aber nicht 
erade zur Moral der Rede Gade worden war. Herr Abg. Reichenſperger 
at ferner entwickelt, die . möge wohl ein Bedürfniß em⸗ 
funden haben, die Monotonie der Maigeſetze und der Verhandlungen über 
felche Geſetze durch Geſetze anderer Art zu unterbrechen, gleichwohl aber be⸗ 
hauptet, dieſe Vorlage ſei nur eine Conſeguenz der Maigeſetze. Sein Fractions⸗ 
genoſſe Abg. Dauzenberg hat eine ſolche Conſequenz nicht anerkannt und 
dieſelbe beſteht in der That nicht, wenigſtens nicht in dem Sinne, daß 
man durch die Entwickelung der Dinge auf dieſen Weg gedrängt worden ſei, 
denn das Geſetz war längſt in Ausſicht genommen. Die Maigeſetze ſind 
regreſſiver, dieſes Geſetz iſt organiſatoriſcher Natur und war für daſſelbe bei 
Einbringung der Maigeſetze das Feld noch nicht bereit und klar; es mußten 
erſt manche Erfahrungen gemacht werden. Auch das Civilehegeſetz 
wäre bis heut noch nicht zu Stande gekommen, wenn nicht die Erfahrungen 
auf Grund der Maigeſetze uns vorgelegen hätten. 

Der vorliegende Entwurf iſt alſo vollkommen gerechtfertigt; auch ſeine 
Verfaſſungsmäßigkeit kann nicht beſtritten werden auf Grund des jetzigen 
Wortlautes des Art. 15. Es iſt noch bis heute ſtreitig, ob das Geſetz vom 
5. April 1873, welches dieſen Wortlaut feſtſtellte, ein! Verfaſſungsanderungs⸗ 
Geſetz oder vielmehr ein Verfaſſungs-Declarations⸗Geſetz ſei. Aus den Ver⸗ 
handlungen über dieſes Geſetz geht aber hervor, daß man durch die neue 
Formulirung jedes Bedenken gegen eine Aenderung der Vermögensverwal⸗ 
tungsangelegenheiten hat ausſchließen wollen. Im Allgemeinen Landrecht 
iſt nach dem Ausſpruche des Obertribunals der Träger des Kirchenvermögens 
nicht die abſtrakte Kirche, nicht die Kirche einer beſtimmten Diöceſe, ſondern 
die Gemeinde. Der Satz iſt alſo nichts Neues. Nun ſoll nur ein Organ 

eſchaffen werden, welches vom Staate als Vertreter anerkannt wird. Herr 
bg. Reichenſperger meinte aber, die Staatsregierung mit ihren eigenen 
Waffen ſchlagen zu können und zwar mit demjenigen, was ſie im vorigen 
rk in Bezug auf die! evangeliſche Kirchengemeinde: und Synodalordnung 
ier erörtert hat. Es wird mir von den Mitgliedern des Centrums ſo oft 
entgegengehalten, ich verſtände nichts von katholiſchen Dingen. (Sehr wahr 
im Centrum.) Beinahe fühle ich mich verſucht, hier die Sache umzukehren, 
aber ich will nicht fo grob fein. (Heiterkeit) Ich will nur ſagen, der Herr 
Abg. Reichenſperger hat ſich doch die Sachlage gar nicht vergegenwärtigt. 
Beſtritten kann nicht werden, daß die evangeliſche Kirchengemeinde⸗ und 
Synodalordnung, gezwungen durch die Entwickelung der Dinge, einen lange 
für richtig gehaltenen Schritt gethan hat, nämlich, daß ſie die Vertretung der 
Interna gleichzeitig in dieſelbe Hand legte, welcher durch fie die äußeren kirch⸗ 
lichen Angelegenheiten übertragen wurden, und die Staatsregierung iſt ſich 
vollſtändig bewußt geweſen, daß dieſer Akt auch nur ein Wunſch ſei, jo lange 
nicht die geſetzliche Sanction hinzukommt. Es handelt ſich in der Hauptſache 
nicht darum, durch die Staatsgeſetzgebung jenen Körpern juriſtiſche Perſön⸗ 
lichkeit zu geben, ſondern darum, durch Staatsgeſetz zu erklaren: wir wollen 
dieſen beſtimmten Körpern die Functionen übertragen, welche bisher die auf 
dem Geſetze beruhenden Kirchenvorſtände gehabt haben. 

Es heißt deshalb auch in der Kirchen⸗ und Gemeinde⸗Ordnung: „Die in 
dieſer Gemeinde⸗Ordnung den betreffenden Organen auf dem Gebiete, um 
welches es ſich in der jetzigen Vorlage gerade handelt, zugedachten Rechte 
ſollen ſie wirklich haben.“ Daß ſie ſie aber bis dahin nicht 2 757 das hat 
Niemand klarer ausgeſprochen, als der, welcher vorhin als der summus 
episcopus bezeichnet wurde. Denn der Erlaß, vermittelſt deſſen er die 
Kirchen⸗ und Gemeinde⸗Ordnung veröffentlicht, erklärte gleichzeitig, daß alle 
dieſe Beſtimmungen der Kirchen⸗, Gemeinde⸗ und Synodal⸗Ordnung keine 
Wirkſamkeit haben, bis das Landesgeſetz hinzukommt. Ich denke alſo das 
Anſehen und die Berechtigung des Geſetzes, auf dem vermögensrechtlichen 
Geſetze zu regeln, iſt im vorigen Jahre klar und deutlich anerkannt. — Die 
Kirchen⸗Gemeinde⸗ und Synodal⸗Ordnung hat die betreffenden Organe als 
ſolche gedacht, die nicht blos die externen, ſondern auch die internen Ange⸗ 
legenheiten der Kirche zu ordnen haben. Gegenüber ſolcher Poſition war es 
in der That eine Unmöglichkeit, daß dieſes hohe Haus vermöge ſeiner Macht⸗ 
vollkommenheit an der Kirchengemeinde⸗ und Synodal⸗Ordnung etwas 
änderte; aber ich ſelbſt habe dieſem hohen Hauſe vollkommen ſeine Macht⸗ 
vollkommenheit zuerkannt, Bedingungen ſtellen zu können gegenüber der Sy⸗ 
node, Bedingungen, die, wenn die Kirche das Staatsgeſetz haben wollte, von 
ihr hätten erfüllt werden müſſen. Ich habe aber auch gleichzeitig ausgeführt, 
daß es nicht nothwendig ſei, ſolche Bedingungen Ei ſtellen, ſondern daß, wie 
von vornherein ein Staatsminiſter an der ganzen Angelegenheit theilgenommen 
hat, in der That ſich hinterher die Intereſſen des Staates in dem Punkte 
ausreichend gewahrt erwieſen und deshalb die Landesvertretung in der Lage 
ſei, den betreffenden Beſtimmungen ihre Zuſtimmung geben zu können, ohne 
ſie zu ändern. In einem kleinen Punkte hat ſogar das Haus don dieſer 
Machtpollkommenheit Gebrauch gemacht. Ich erinnere Sie an die nicht in 
der Kirchen⸗ Gemeindeordnung befindliche Beſtimmung über das Kirchen⸗Pa⸗ 
tronat. Dieſer principielle Geſichtspunkt iſt alſo derſelbe wie im vorigen 
Jahre; daß er ſich bei der totalen Verſchiedenheit der Verhältniſſe praktiſch 
anders geſtaltet hat, iſt eine ganz naturgemäße Nothwendigſeit. Wollte man 
hier den von mir immer willig anerkannten Satz der Parität anwenden, ſo 
würde man zur äußerſten Disparität gelangen. — 

Meine Ausführungen beweiſen zugleich, wie unrecht es iſt, eine Parallele 
zu ziehen zwiſchen den Kriterien, welche die Gemeinde- und Synodalordnung 
an die Qualifikation der Kirchenvorſteher und Gemeindevertreter ſtellt und 
denjenigen, welche dieſer Entwurf daran ſtellt. Ich will nicht beſtreiten, daß 
im erſten Stadium der Abfaſſung des Entwurfs eine andere Beſtimmung 
Platz gefunden 1 Nachher iſt aber der Entwurf durch eine Regierung 


einem der Biſchöfe mitgetheilt worden und dieſer bat, ohne ſich auf die Sache 


ſelbſt einzulaſſen, einen feierlichen Proteſt gegen die Berechtigung der Staats⸗ 
regierung eingelegt, ſich mit dieſer Angelegenheit überhaupt zu befaſſen 
a Aber liegen denn die Unterſchiede nicht klar zu Tage: auf der einen 

eite ſind die Gemeinden eigene Vertreter für innere rein kirchliche Ange⸗ 
legenheiten und für äußere, auf der anderen Seite nur für äußere Ange⸗ 
legenheiten. Ich kann nicht glauben, daß ich berechtigt geweſen wäre, für 
dieſe letzteren derartige lirchliche Eigenſchaften, wie ſie als Kriterien für die 
kirchliche aktive und paſſive Wahlfähigkett genannt werden, in dieſen Eutwurf 


aufzunehmen, blos um äußerlich zwei innerlich verſchiedene Dinge vollkommen 


gleich zu behandeln. > 

Endlich bin ich von den Rednern des Centrums probocirt worden, Ihnen 
Beiſpiele von unordentlicher Vermögensverwaltung der Biſchöfe vorzuführen. 
Ich habe deshalb gemeint, am Beſten zu thun, wenn ich Ihnen einiges vor⸗ 
trage aus Berichten, welche der Staatscommiſſarius zur Verwaltung der 
Didcefe Gneſen an mich gerichtet bat. Aus dem Berichte deſſelben vom 19. 
October erhellt zunächſt Folgendes: Die biſchöflichen Kaſſenbeamten haben 
am 8. Juni die Conſiſtorialkaſſe abgeſchloſſen, dieſer Abſchluß ergab einen 
Baarbeſtand von etwas über 52,000 Thlr. Am 9. Juni erfolgte auf Grund 
dieſes Abſchluſſes die Beſchlagnahme und es ergab ſich bei Ueberzählung der 
Kaſſe ein Baarbeſtand don etwas über 83,000 Thlr. (Hört! Hört!) Es 
fehlt an allem und jedem Anhalt, woher dieſes Plus von 31,000 Thlr. ge⸗ 
kommen war. (Hört! Hört!) Der Commiſſarius, ein geübter Beamter, 
wußte ſich nicht zu helfen. Er ließ deshalb einen Buchhalter der Regierungs⸗ 
Hauptkaſſe kommen, der in einem Unterſchlagungsproceß, der nicht fern von 
den Mitgliedern des Domcapitels Gneſen geſpielt hatte, ſein Gutachten ab⸗ 
gegeben mußte und zu dieſem Zwecke einige Einſicht in die Vermögens⸗Ver⸗ 


waltung genommen hatte. Dieſer Mann hat 3 Monate lang angeſtrengt 


gearbeitet, um einigermaßen eine Ueberſicht über die Lage der Vermögens⸗Ver⸗ 
waltung bei der biſchöflichen oder Conſiſtorialkaſſe beim Domcapitel zu Gneſen 
zu gewinnen. Aus dieſem Bericht geht nun hervor, daß faſt 10 Jahre lang 
in der Gneſen'ſcheu Conſiſtorialkaſſe Unterſchlagungen der allergrößten Art 
von dem Rendanten verübt, daß das hieſige Conſiſtorium, ja auch der Herr 
Erzbiſchof jahrelang darum gewußt (hört!), ohne daß irgend welche Maß⸗ 
1 ergriffen wurden, der heilloſen Unordnung in der Kaſſenverwaltung 
zu ſteuern. Es 
-(Beterspfennige) in Höhe von vielen taufend Thalern, nicht nur die Zinſen 
verſchiedener hier verwalteter Stiftungen unterſchlagen find, ſondern auch 
mehrere Stiftungscapitalien ſpurlos verſchwunden find (Hört! Höri!), die 
darüber Auskunft gebenden Actenſtücke vernichtet und ſo jeder Verſuch von 
vornherein vereitelt iſt, die Sachen weiter zu verfolgen. Aber nicht nur in 
der Kaſſenverwaltung hat es ſich berausgeſtellt, daß die geiſtlichen Behörden, 
ſeitdem ſie jeder Aufſicht des Staates über die von ihnen ausgeübte Ver⸗ 
mögensverwaltung überhoben ſind, entweder nicht Willens, oder nicht im 
Stande ſind, die Vermögensverwallung der Diöceſe zu führen und zu beauf⸗ 
ſichtigen. — Dieſelbe Vernachläßigung und Unordnung findet ſich in allen 
Verwaltungszweigen. ö 
Als Beiſpiel führe ich an, daß dem hieſigen Prieſterſeminar ein ſchönes 
Rittergut (Braciszewo) gehört, auf welchem man ſämmiliche Gebäude ver: 
artig hat verfallen laſſen, daß fie gar nicht reparaturfähig find. Während 
der ganzen letzten Pachtperiode von 21 Jahren find nur drei Baureviſionen, 
die letzte vor ſieben Jahren, gehalten, obgleich eine ſolche alljährlich ange⸗ 
ordnet iſt. Das Gut kommt jetzt zur Steuerzahlung und müßten alle Ge⸗ 
bäude in kürzeſter Friſt neu aufgebaut werden, da ſonſt dieſelben wegen 
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i chtperiode für die Revenuen des 
hieſigen Prieſterſeminars äußerſt ungünſtig, und dabei ſind 18,000 Thaler 
Erſparniſſe aus dem Seminar⸗Fonds vorhanden, deren Dispoſition ſich der 
Herr Erzbiſchof allein vorbehalten hat und trotz vielfacher Bitten des be⸗ 
b Pächters des Seminargutes Braciszewo nicht zu bewegen war, für 
die Bauten auf dem Seminargute etwas herauszugeben. (Hört! Hört!) 
Wie es mit der Vermögensverwaltung der einzelnen Pfarreien ſtehen mag, 
läßt ſich bis jetzt noch gar nicht überſehen. Die Controle, welche die geiſt⸗ 
lichen Oberen hierüber ausübten, war gleich Null und beſchränkte ſich auf 
Beſtätigung des Etats, den näher zu prüfen ſich Niemand die Mühe nahm. 
Nur bei den Pfarreien fiskaliſchen Patronats wurde ſeitens der Patronats⸗ 
behörde auf eine gehörige Rechnungslegung und eine Erledigung der Monita 
gehalten. Bei allen übrigen Pfarreien hing es lediglich von dem Belieben 
des Pfarrers ab, ob und wie er Rechnung legen wollte. Das Conſiſtorium 
hat nirgends eingegriffen, obgleich ausführliche und ausreichende Beſtim⸗ 
mungen über die Verwaltung des Pfarr⸗ und Kirchenvermögens vorhanden 
ſind. Dieſe Mißbräuche, Unterſchlagungen und Nachläſſigkeiten waren auch 
ſeit Jahren im Publikum bekannt und deshalb war auch den Katholiken der 
biefigen Gegend, ſoweit fie darüber nachzudenken vermögen, die Einmiſchung 
des Staats in die Vermögensverwaltung ganz angenehm, da nur auf dieſem 
Wege dem langjährigen Schlendrian in derſelben abgeholfen werden konnte.“ 
Sie haben hieraus vielleicht entnommen, daß es Beſtimmungen giebt, die, 
wenn gehörig angewendet, für die Verwaltung des Pfarr- und Kirchen⸗ 
vermögens ausreichen möchten; das conſtatirt der betreffende Kaſſenbeamte, 
ſpricht aber am Schluß folgendes aus: Wenn man aber annimmt, daß das 
Gneſener Generalconſiſtorium außer Stande geweſen iſt, ſeine eigene Kaſſe 
in Ordnung zu halten, ſo iſt wohl der Zweifel begründet, ob es als Auf⸗ 
ſichtsbehörde ein größeres Intereſſe nehmen wird, als dies in Bezug auf die 
Conſiſtorialkaſſe der Fall war. 

ch glaube, das iſt ein reines argumentum ad hominem, welchem ſich 
zu entziehen recht ſchwer fallen würde; aber ich möchte auch hier einige Bei⸗ 
ſpiele dafür mittheilen, daß der betreffende Beamte wirklich mit Recht ad 
hominem argumentirt hat. Er erzäblt — Sie erlauben, daß ich die Namen 
der betheiligten Perſonen und der Orte nur mit dem Anfangsbuchſtaben 
nenne. (Rufe: Nein! Wir bitten um die Namen!) Ich werde ſie Ihnen 
nennen, wenn ich fertig bin und Sie ſie dann noch hören wollen. (Große 
Heiterkeit.) Der Pfarrer K. in B., welcher die der Kirche gehörigen Capi⸗ 
talien aufbewahrte, iſt im Jahre 1869 geſtorben. Die Erben deſſelben machten 
auf Werthpapiere Anſpruch, welche von der Kirche als ihr Eigenthum gleich⸗ 
falls beanſprucht wurden. Da eine Einigung nicht ſtattfand, kam es zum 
Proceß, der nach Lage der Akten noch in der zweiten Inſtanz zu ſchweben 
ſcheint. Der Nachfolger des J. K., Pfarrer S., aufgefordert, aus den Kirchen⸗ 
alten den Nachweis zu führen, daß die beanſpruchten Effecten wirklich der 
Kirche gehören, berichtet unterm 30. November 1869 an das Conſiſtorium, 
er habe die Akten genau durchgeſehen, aber nichts darin finden können, was 
als Beweismaterial dienen könnte. In den Akten ſeien amtliche und Pri⸗ 
vatſachen gemiſcht, außerdem ſeien ſie ſo unverſtändlich, daß es unmöglich 
ſei, daraus etwas klar zu erſehen; übrigens ſchließen ſie alle mit dem Jahre 
1865. (Hört!) Das Conſiſtorium erklärt in feinem Schreiben vom 11. Ja: 
nuar 1870 an den Rechtsanwalt R. in O., Anwalt der Erben: „Der ver⸗ 
ſtorbene Probſt K war in der Kaſſenbuchführung in der letzten get ſehr 
nachläſſig und ließ ſich aus den von ihm geführten Alten über den Verbleib 
mehrerer Kirchencapitalien nichts Näheres ausmitteln. Als der Probſt K. 
in G. im Jahre 1871 geſtorben, ſtellte ſich heraus, daß zwei von demſelben 
für die Kirche in Empfang genommene Schenkungen von 100 Thalern und 
50 Thlru. nicht vorhanden waren, daß auch von der Schenkung von 100 Thlr. 
dem Conſiſtorium keine Anzeige gemacht war. (Hört!) 

Endlich ſchloß die Kirchenkaſſenrechnung für 1869 mit einem Vorſchuß 
von 481 Thlr. 19 Sgr. 7 Pf. ab, welche der p. K. vorgeſchoſſen haben ſoll. 
Obwohl ein Kirchenkaſſenrendant vorhanden war, hatte der Propſt dennoch 
die Kirchenkaſſenrechnung pro 1869 ſelbſt gelegt. Als der Kirchenvorſtand ange⸗ 
gangen wurde, den Vorſchuß zu erſtatten, erklärte derſelbe, daß ihm von den 
Vorſchüſſen des Propſtes garnichts bekannt ſei, der Propſt habe die Vor⸗ 
ſtandsmitglieder in dieſe Dinge nie einen Einblick thuen laſſen, auch haben 
ſie die Nechnung pro 1869 gar nicht mit unterzeichnet. Im Uebrigen hätte 
die Gemeinde noch Anſprüche an den verſtorbenen Propſt aus Kollekten, die 
ſie jedoch nur dann zur Geltung bringen würden, falls man von ihnen den 
Erſatz des gedachten Vorſchuſſes verlangen ſollte. Es iſt auch von der Er⸗ 
ſtattung der 481 Thlr. 19 Sgr. 7 Pf. durch die Gemeinde Abſtand ge⸗ 
nommen und von Herrn Erzbiſchof angeordnet worden, daß dieſer Vorſchuß 
aus den Ueberſchüſſen der nun eingeleiteten Adminiſtration der Pfarre er⸗ 
ſtattet. (Heiterkeit.) Außerdem wurden noch einige kleinere Anſprüche 
Seitens der Kirche geltend gemacht. Später haben die Erben des ꝛc. K. der 
Erbſchaſt entſagt und iſt auf dieſe Weiſe die Sache erledigt worden. — 3) 
Als der Pfarrer und Decan M. in S. im Jahre 1867 geſtorben war, ſtellte 
die Kirche bedeutende Anforderungen an den Nachlaß deſſelben; nach der 
Liquidation des Nachfolgers, Pfarrer Z., in baarem Gelde 1054 Thlr. 23 Sgr. 
4 Pf. Es ſtellte ſich u. A. heraus, daß der ꝛc. M. von mehreren Kapitalien, 
deren Zinſen ihm jedoch mit Einſchränkung zuſtanden, daß er beſtimmte Be⸗ 
träge davon an die Kirchenkaſſe abzuführen habe, dieſe Beträge ſeit einer 
Reihe von Jahren Jahren nicht abgeführt hatte. Auch hier hat es eines 
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der Kirche den Erben gegenüber durchzuſetzen. Es ergiebt ſich aus den Acten, 
daß die Kirchenkaſſenrechnungen pro 1862 —67 nicht gelegt waren, und daß 
die Erben ſchließlich gezwungen waren, einen Vergleich anzubieten, weil ſie 
nicht im Stande waren, die ihnen durch Erkenntniß auferlegte Rechnungs⸗ 
legung zu bewerkſtelligen. In welcher Weiſe der Vergleich zu Stande ge⸗ 
kommen, geht aus den Acten nicht hervor. Nun noch einen Ian: Ein fehr 
lrauriges Bild kirchlicher Vermögensverwaltung gewähren Die Acten der 
Propſtei in Grin. Der jetzt noch amtirende Pfarrer P. it ſehr ſtark ver⸗ 
ſchuldet, daß ihm ſchließlich vom Herrn Erzbiſchof ein Admigiſtrator beſtellt 
und das Gehaltabzahlungsverfahren eingeleitet werden mußte. 

Die Unterſuchungsacten — immer die erzbiſchöflichen — wider P. ergaben, 
daß er ſich der Unterſchlagung don 518 Thlrn. Kirchengelder ſchuldig gemacht 
hat und daß das Kirchencollegium nur um deshalb auf den Rath eines 
Rechtsanwalts von der Klage gegen P. Abſtand genommen hat, damit der 
Staatsanwalt davon keine Kenntniß erhalten ſolle. (Hört! Hört!) Infolge 
eines privaten Uebereinkommens zahlt jetzt P. zur Tilgung dieſes Defectes 
vierteljährlich 25 Thlr. zur 1 Demnächſt verklagte der P. zwei 
Adminiſtratoren, den jetzigen Propſt D. und deſſen Nachfolger, den noch jetzt 
fungirenden Adminiſtrator Pfarrer N. wegen ſchlechter Führung der Admi⸗ 
niſtration und wegen unrichtiger Rechnungslegung. Darauf wird auch gegen 
dieſe Geiſtlichen die Unterſuchung eingeleitet. Das von dem Kalkulator des 
Erzbiſchofs, einem Geiſtlichen, abgegebene Gutachten läßt anerkennen, daß die 
Rechnungslegung wie die Adminiſtration überhaupt eine ſehr mangelhafte 
geweſen, was auch die ſpätere Unterſuchung bewieſen hat. Ein Urtheil in 
der Unterſuchung wider den P. — nämlich in der erzbiſchöflichen Unterſuchung, 
Verhandlung vom 21. Januar 1873 — iſt bis jetzt noch nicht gefällt. Da⸗ 
gegen iſt die Unterſuchung gegen die beiden Aominiſtratoren vom Erzbiſchof 
unter der Bedingung nispergeſchlagen, daß ſie die Koſten des Verfahrens be⸗ 
zahlen (Bewegung und hört! hört!) — Meine Herren! Ich weiß nicht, ob 
ich auf die Provocation ausreichend geantwortet habe, jedenfalls zeigen der⸗ 
artige Erfahrungen, daß es abſolut geboten iſt, auch die katholiſchen Kirchen: 
gemeinden auf ihre eigenen Füße zu ſtellen, und ſie, und ſei es auch durch den 
Buchſtaben des Geſetzes, ernſtlich und energiſch zu mahnen, ſich um ihre An⸗ 
gelegenheiten ſelber zu kümmern und ſie nicht in den Händen Anderer zu 
laſſen, die bei günſtiger Gelegenheit ſie um das Ihrige bringen. Ich glaube 
der Satz der Motive iſt wahr, der da ſagt: es liegt auch im Intereſſe der 
katholiſchen Kirchengemeinden, daß dieſer Entwurf Geſetz werde. (Lebhafter 
Beifall links. Ziſchen im Centrum). 

Abg. Windthorſt: Die Namen! Die Namen! 

Cultusminiſter Falk: Es fällt die Verantwortung auf den Abg. Windt⸗ 
horſt. In dem erſten Falle alſo war es der Pfarrer Krzywiakowski in Bis⸗ 
kupice; ſein Nachfolger iſt der Pfarrer Sobeski; der Rechtsanwalt war der 
Rechtsanwalt Kroll in Oſtrowo. Im zweiten Falle iſt es der Propſt Kiera⸗ 
muſzeweki in Gora bei Znin; die . waren die Katharina Ma⸗ 
kowiecka, primo voto Kaczmarek und der Simon Malek. Im dritten Falle 
iſt es der Pfarrer und Decan Marachowski in Sleſin. Im vierten Fall — 
meine Herren, es wird hier ausdrücklich ein Vergehen vorgeworfen, ich bin 
nicht in der Lage, den Namen zu nennen. Die erſten Anführungen aber 
werden gezeigt haben, daß, wenn ich nur Anfangsbuchſtaben nannte, es nicht 
etwa war, um mich der Controle der Betreffenden zu entziehen, ſondern 
lediglich Schonung. 

Abg. Er. Wehrenpfennig: Die Frage, welche die Herren Reichenſperger 
und Dauzenberg an den Cultusminiſter gerichtet haben, wo denn bisher eine 
Mißverwaltung des katholiſchen Kirchenvermögens beſtanden habe, iſt, wie ich 
glaube, ſoeben hinreichend beantwortet worden. Obwohl ich ſchon vorher 
Manches über die Vermögensverwaltung in der Diöceſe Gneſen munkeln 
gebört habe, ſo waren die Mittheilungen des Cultusminiſters mir doch über⸗ 
raſchend, und ich kann Angeſichts derſelben nur bedauern, daß es an Zeit 
gefehlt hat, um ein Geſetz auszuarbeiten, wonach auch die Aufjicht des 
Staates auf andere Stücke kirchlichen Vermögens ausgedehnt wird. — Der 
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teiche hnlich, zwei Gedanken durchgeführt: erſtens, 
daß mit dieſer Geſetzge etwas ganz Unerbörtes geſchehen, und zweitens, 
daß Preußen von 1815—70 eine gerechte Kirchenpolitit befolgt habe und erſt 
mit den Maigeſetzen den Weg des Verderbens gewandelt ſei, der, wie das 
hier erſcheinende ultramontane Blatt ausführt, dahin führen wird, daß die 
Katholiken ſich der Verträge entbunden erachten, die den Beſitzſtand der 
Hobenzollorn garantiren. (Hört! links.) Herr Reichenſperger hat ſich dafür, 
daß unſere kirchliche 1 en ein Unicum ſei, auf das Zeugniß des ita⸗ 
lieniſchen Cultusminiſters Bonghi berufen. Nun kann ich nur beſtätigen, 
daß Herr Bonghi an der Spitze der franzöſiſchen Partei in Italien ſtand, 
und ich will hinzufügen, daß die heutige Kirchenpolitik der Conſorteria, der 
berrſchenden Mehrheit von der nationalen Partei, der Linken, bereits offen 
verurtheilt wird, weil fie die Conſeguenzen des Cavour'ſchen Satzes von der 
freien Kirche im freien Staate deutlich gezeigt hat, und trotz dieſes Grund⸗ 

ſatzes die ausgedehnteſten Säculariſationen des Kirchenvermögens ausführt. 

Wie man ſolchem Vorgehen gegenüber unſer Geſetz, das der Kirche nicht 
einen Thaler entfremdet, eine Säkulariſation, eine Demokratiſirung nennen 
kann, iſt mir ganz unperſtändlich. Aber Staatsmann gegen Staatsmann, 
Gladſtone gegen Bongbi! Und ſie werden einen Mann, der die Emancipa⸗ 
tion der Katholiken in England ſtets verſochten hat, für einen vollgültigen 
Zeugen anſehen müſſen, wenn er ausfübrt, daß die katholiſche Kirche nicht 
nur die u en ſondern auch die Staaten zu ihren Sclaven machen 
will. Beſtimmungen, wie ſie die Maigeſetze enthalten, beſtehen in ganz 
Europa, wie der frühere Cultusminiſter in Würtemberg, v. Golther, darge⸗ 
than hat. Ebenſowenig iſt Preußen der erſte Staat, der die Vermögens⸗ 
Verwaltung zu regeln verſucht; Süddeutſchland, Baden ſeit 1860, Würtem⸗ 
berg ſeit 1822, die romaniſchen Staaten, Oeſterreich ſind uns auf dieſem Ge⸗ 
biete Angels t Die Frage. warum der Träger des Summepiſkopats 
die evangeliſche Kirchenordnung felbſtſtändig erlaſſen hat, während für dieſes 
Geſetz unſere euer verlangt wird, bat der Cultusminiſter bereits be⸗ 
antwortet. erinnere aber auch daran, daß 1848 
ähnliches Geſetz gegeben worden iſt, zu deſſen Zuſtandekommen 
horſt gewiß beigetragen hat (Abg. Windthorſt: Nein! das Geſetz war ganz 
anders.). Nun thut der Abg. Reichenſperger gerade ſo, als ob das kanoniſche 
Recht, fo weit es das Kirchenvermögen betrifft, überhaupt jemals und 
irgendwo anerkannt worden iſt. Das if aber nie geſchehen, denn die Kirche 
war nie 112 ſättigen, auch bei uns nach 1848 nicht, wo die Biſchöfe ſich als⸗ 
bald beſchwerten, daß man ihnen Voltsihulen und Gymnaſien nicht ausant⸗ 
worten wolle. Und wie ſteht gar die Sache in den Ländern, die den Herren 
vom Centrum ſo ſympathiſch ſind? In Frankreich haben Bürgermeiſter und 
Präfekt bei der Verwaltung des Vermögens ein gewichtiges Wort mitzu⸗ 
reden, und entſtehen Differenzen zwiſchen letzterem und dem Biſchofe, ſo ent⸗ 
ſcheidet der Cultusminiſter, und in Belgien liegt die Sache ganz ebenſo. 
Wo ſind denn alſo die Ideale des Herrn Reichenſperger? Sie ſind nichts 
als Phantaſien (ſehr gut! links), und wenn wir dem Fluge deſelben nicht 
15 A fo redet er von Verfaſſungsbruch und Kirchenverfolgung. (Beifall 
inks. 

„Der einfache und natürliche Gedanke, daß die Gemeinde, welche für die 
Kirche Beiträge in leiſten hat, auch bei der Verwaltung des Kirchenver⸗ 
mögens mitzuwirken hat, iſt ſo durchſchlagend, daß ich es für ganz gleich⸗ 
gültig halte, ob man perſönlich Anhänger des Princips iſt. Die Gemeinde 
ſei Eigenthümerin der Kirche, obgleich auch ich dieſer Anſicht zuneige. Das 
öſterreichiſche bezügliche Geſetz geht noch weiter als dieſer Entwurf und wird 
Abg. Reichenſperger deshalb nicht behaupten können, in Oeſterreich gebe es 
weniger Kirchenverfolgung als bei uns. Das Centrum wird wahrlich nicht 
wünſchen, daß unſer Kultusminiſter ebenſo energiſch vorgehe, wie der öſter⸗ 
reichiſche, Dr. Stremayr und z. B. ein Geſetz vorlegt, nach welchem die Ver⸗ 
mögen der Klöſter und Stiftungen, der reichen Präbenden und der Biſchöfe 
eventuell in Staatsverwaltung genommen werden kann. Herr Reichenſperger 
und Herr Bonghi irren alſo, mit der Annahme, daß die preußiſche Geſetz⸗ 
gebung in der ganzen Welt nicht ihres Gleichen habe. Die Zuſtände nach 
1815 können wir allerdings nicht zurückwünſchen, denn von 1815 bis 1850 
ſtand die katholiſche Kirche unter der ſtren 155 Aufſicht des Staates. In 
den nächſten 20 Jahren wurde allerdings Alles auf den Kopf geſtellt und 
es it dann allmälig der heilloſe Zuſtand entſtanden, der die köſtlichen Früchte 
gezeitigt hat, von denen der Herr Kultusminiſter uns einige vorgeführt hat. 
Ich gebe jetzt nur noch auf einige Punkte des Geſetzentwurfs ſelber ein und 
will dabei, unter Anſchluß an die Ausführungen des Abg. Windthorſt über 
die Organiſation der beiden Gemeindebehörden, nur noch einen Punkt her⸗ 
vorheben, wo ich allerdings der Meinung bin, daß wir der Regierung in dem 
Entwurfe nicht folgen können, nämlich in feiner einfachen Ausdehnung auf das 
linke Rheinufer. u den Fabrikſtädten des linken Rheinufers hat heute noch 
der Bürgermeiſter Sitz und Stimme; dies wird durch die Vorlage beſeitigt, 
und die Functionen der Fabrikräthe follen auf den Kir chenvorſtand übergehen. 
Ich halte das bei der jetzigen Lage der Dinge am Rhein für eine Unmög⸗ 
lichkeit, weil die Verpflichtungen der Civilgemeinden, zu ſorgen für die 
ordentlichen und außerordentlichen Bedürfniſſe der Kirchengemeinde für Pfarr⸗ 
wohnungen und den Neubau der Kirchen, noch heute beſteht. Ich glaube 
1 daß die Civilgemeinde im Kirchen⸗Vorſtand permanent vertreten 
ein muß. 

Ferner habe ich vergeblich in dem Geſetzentwurf nach irgend einer An⸗ 
deutung geſucht, daß ſich der Staat materiell ein Aüfſichtsrecht reſervirt hat. 
m $ 43 iſt zwar die Rede von gemeinſchaftlichen Anweiſungen, ferner von 
der Befugniß des Kirchenvorſtandes, ſich eventuell gegen den Biſchof bei dem 
Oberpräſidenten beſchweren zu können, aber im § 48 ſteht ausdrücklich: „In Bes 
zug auf die Rechtsverhältniſſe hat geſetzlich die Verwaltung zu ſorgen, ſowie 
die vorgeſetzte Staats⸗ und Kirchenbehörde; geſetzlich zuſtehende Rechte der 
Aufſicht werden durch dieſes Geſetz nicht berührt.“ Nun ſtehen aber die 
Dinge leider jo, daß das Recht der Aufficht geſetzlich — abgeſehen von dem 
linken Rheinufer — eigentlich meines Wiſſens nicht mehr exiſtirt. Auf dem 
linken Rheinufer allerdings exiſtirt es noch, denn durch Beſchluß vom Jahre 
1863 hat das Obertribunal erklärt, daß die Specialbeſtimmungen des Fabrik⸗ 
decrets vom Jahre 1809 durch die Verfaſſung nicht beſeitigt ſeien; doch kön⸗ 
nen die beſtimmten Aufſichtsbefugniſſe, welche der Staat noch hat, allerdings 
ausgeübt werden. Aber welche Befugniſſe hat der Staat noch in der übrigen 
Monarchie, wo ſind dieſe Rechte der Rechnungslegung, der Reviſion, der 
Einſicht in den Etat, wo find fie geblieben? Wir werden allerdings genöthigt 
ſein, in den Commiſſionen dieſe Lücke auszufüllen. Die beiden Redner der 
Centrumspartei haben ſich heute etwas abweichend zu dem Entwurf geſtellt. 
Während der erſte ausſprach, daß man demſelben unter keiner Bedingung 
zuſtimmen dürfe, ließ der zweite feine Stellung bereits zweifelhaft. Er er⸗ 
innerte mich an ein ſchleſiſches Blatt, worin es heißt: viel Gutes iſt aller⸗ 
dings in der Vorlage und wir können von Glück ſagen, daß ſie nicht vor 
zwei Jahren gekommen iſt, heute ſind die Menſchen ſchon ſo weit aufgehetzt, 
daß ſie uns glauben, wenn wir nur ſagen: Ihr dürft ſie nicht annehmen. 
Ich bitte Sie, meine Herren, verwechſeln Sie dieſe, ont nicht mit einem 
Maigeſetz, auch nicht mit einem Recht, welches wir den Gemeinden geben, 
die Pfarrer zu wählen. Der Satz, daß der deutſche Bürger, welcher bezahlen 
muß, auch das Recht hat, mit zu rathen, ſteht ſehr feſt im Herzen der Be⸗ 
völkerung, und wenn es Ihnen auch eine Zeit lang gelänge, plauſibel zu 
machen, man dürfe die Vorlage nicht annehmen, endlich würde auch in der 
katholiſchen Bevölkerung der Gedanke durchdringen: derjenige, der eine ſolche 
organiſche, friedliche Vorlage nicht acceptirt, thut es deshalb, weil er die 
katholiſche 1 für unverträglich hält mit dem Recht und der 
Selbſtverwaltung der Gemeinden. (Beifall.) 

Abg. Frhr. von Schorlemer⸗Alſt: Die Frage nach dem Träger des 
Kirchendermögens iſt für dieſe Vorlage, wie ich zugeben will, eine reine Doc⸗ 
torfrage, aber auch die Unterſuchung über die a He des Ent⸗ 
wurfs wird rA man eventuell, wie Herr Windthorſt (Bielefeld) 
ſogleich bereit iſt, die Verfaſſung zu ändern. Ich möchte ihm dabei eine Re⸗ 
miniscenz aus „Fiesko“ vorführen, dem Zenturione vorwirft, daß er über dem 
Anblick einer Statue die Freiheit Genuas vergeſſe. (Gelächter links.) Herr 
Windthorſt (Bielefeld) liebt ja ſonſt die Citate aus Schiller, rief er uns doch 
einſt zu; „Toledo, Ihr ſeid ein Mann, rettet mich vor dieſem Prieſter!“ Ich 
fürchte, er hat fi fo in den Anblick des Culturkampfes verſenkt, daß er die 
Berfaſſung ruhig darüber in Trümmer gehen läßt. Er nähert ſich ſchon be⸗ 
denklich dem Standpunkte des roͤmiſchen Senators Terentino, der dem Kaiſer 
Tiberius zurief: „Dir, o Fürst, haben die Götter das entſcheidende Urtheil 
verliehen, unſer die Ehre des Gehorſams.“ (Gelächter links.) Der Cultus⸗ 
miniſter hat auf die Frage des Abg. Danzenberg mit Angaben ſeines Com⸗ 
miſſars geantwortet, — = laſſe dahingeſtellt, wie weit dieſe einſeitig find. . . 
(Lebhafter Widerſpruch links.) Ja, für Sie in ein königlicher Commiſſarius 
allerdings ein klaſſiſcher Zeuge! Aber ich erkläre offen: So weit die Data 
richtig ſind, ſtimme ich aufs Strengſte in die Verurtheilung ein, aber wenn 
mir geſagt wird, der Kaſſenabſchlu hat 53,000 Thlr. ergeben, vorgefunden 
haben ſich 83,000 Thlr., alſo ein Plus von 30,000 Thlr. und wenn dann 
bon Uuterſchlagungen die Rede ib fo frage ich, ſeit wann machen Unter“ 
ſchlagungen denn Ueberſchüſſe? (Unruhe links, Ruf: Au) Kommen denn 
aber in Staats-, Kreis- und en. niemals Defecte vor? (Sehr 
ut! im Centrum.) Sind nicht aus der Kaſſe des Oberberg⸗Amtes zu Bres⸗ 
au 183,000 Thlr., aus der der Gerichtskaſſe zu Höxter 40,000 Thlr. entwen. 
det worden? (Hört! im Centrum.) Und hat man darum etwa dem Fürſtbiſchof 
von Breslau und dem Biſchof von Paderborn eine Theilnahme oder Mitauf⸗ 
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cht bei der Verwaltung des Staatsvermögens eingeräumt? (Sehr gut! im 
Centrum.) ? 


Herr Wehrenpfennig endlich verweiſt immer auf die wohlwollende Fürs 
ſorge des preußiſchen Staats, der aus eigenen Mitteln die Geiſtlichen botirt, 
und dafür nicht das katholiſche Kirchengut beſteuert. Aber er hat das Kirchen⸗ 
gut bereits im Leibe, ſchon längſt verſchluckt, und was er heute giebt, macht 
noch nicht die Zinſen des ſäculariſirten Kirchenguts aus. Wenn der Abg. 

ehrenpfennig weiter darauf binweiſt, daß die Verhältniſſe überall ebenſo 
ind, wo die Geſetzgebung einen liberalen Charakter bat, jo geben fie uns 

amit einen Troſt, der uns den Kellerbewohnern gleichſtellt, die die Fenſter 
aufmachen, nicht um Licht herein, ſondern um die Finſterniß herauszulaſſen. 
Gelächter.) Auch dieſes Geſetz giebt die Vermögensverwaltung in letzter 
tanz dem Staate; es iſt wieder ein Opfer, das der Staatsgott fordert. 
egenwärtig iſt dieſer Gett eine ganz beſtimmte Perſon (Heiterkeit), aber 
ſolche Götter wechſeln! Wir hatten das Syſtem Mühler, jetzt haben wir das 
yſtem Falk, wer weiß, was dann kommt? (Ruf links: Gerlach! Große 
Fate eite Und die Majorität der Landesvertretung bringt auf Koſten der 
atholiſchen Kirche 2 Oofer; wir haben alſo hier den Abſolutismus der 
ehrheit, den gefährlichſten von Allen, weil viel Tyrannen ſchlimmer find 
als einer (Große Heiterkeit.) Wenn die Motive des Geſetzes immerfort auf 
die Synodalordnung verweiſen, ſo hätten wir den beſten Beweis darin, daß 
die katholiſche Kirche in die evangeliſche Kirchenordnung eingerenkt werden 
foll, wenn wir es nicht ohnehin aus den Verhandlungen wüßten, die der 
Agent einer deutſchen Regierung mit einem der Biſchöfe der Oppoſition vor 
dem Concil 7 5 bat. e a 5 

Für die katholiſchen Gemeinden liegt ein Bedürfniß zu dieſem Geſetze nicht 
vor, ſie haben eine Einmiſchung des Staats nicht verlangt — einige der 
altkatholiſchen Gründungen des Cultusminiſters vielleicht ausgenommen. 
(Große Heiterkeit.) Seinen eigentlichen Zweck wird übrigens der Entwurf 
erſt erreichen, wenn alle Biſchöſe im Gefängniß ſitzen, und ein Aſſeſſor, ein 
Landrath oder Regierungsrath die Diöceſen verwaltet. Dann wirthſchaftet er 
mit dem Regierungspräſidenten fröhlich zuſammen, und es iſt gar nicht zu 
befürchten, daß ein Conflict zwiſchen beiden Biedermännern ausbrechen wird. 
(Große Heiterkeit.) Ich dächte daher, Sie könnten die Conflictsparagraphen 
ruhig weglaſſen. Freilich ſteigt einem das Blut zu Kopf, wenn man Ange⸗ 
ichts der Verhaftungen unſerer Biſchöfe, der Verbannungen unſerer Prieſter 
dieſes Geſetz als ein Werk des Friedens bezeichnet. Seien Sie ehrlich, und 
machen Sie einfach folgendes Geſetz: § 1: Die Verwaltung des katholiſchen 

irchenvermögens wird vom Staate geführt. § 2: Der Cultus miniſter 

wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. Da haben Sie die 

1 die Conſequenz des Satzes: Eigenthum iſt Diebſtahl. (Große 
ruhe. 

Präſident von Bennigſen bemerkt, daß der letzte Hinweis auf das be⸗ 
3 nicht mehr parlamentariſch iſt, und erſuchte den Redner, ſich 

mäßigen. 

Abg. v. Schorlemer⸗Alſt: Das Stiftungsvermögen kann denſelben 
Schutz wie das Privat⸗Eigenthum beanſpruchen, und die Conſequenz des 
Geſetzes iſt nur, daß man auch dieſes unter die Verwaltung des Staates 
ſtellt. Ich glaube, meine Herren, die Lorbeeren der Schweiz laſſen Sie nicht 
ruhen, und darum will ich Sie zum Schluſſe an ein Wort von Wolfgang 

enzel erinnern, das dieſer in Bezug auf jenes Land geſagt: „Keine Höhe 
der Bildung, der Pbiloſophie iſt im Stande, ein Volk zu hindern, zu Zeiten 
die angeborene Böswilligkeit ſchamlos hervorzukehren!“ (Beifall im Centrum, 


nruhe links.) 

Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird abgelehnt, dagegen ihre Ver⸗ 
tagung beſchlofsen. Aus der Reihe der perſönlichen Bemerkungen heben wir 
nur die folgende des Abg. Windthorſt (Meppen) hervor: „Der Herr 

Cultus miniſter hat bei Nennung der Namen geſagt, daß die Schuld mich 

träfe; ich nehme dieſe Schuld ganz auf mich. Wenn man, wie der Cultus⸗ 
miniſter gethan hat, die betreffenden für jeden, der dort bekannt iſt, ſchon 
jetzt 


hinlänglich bezeichnet, dann thut man in Parlamenten gut, zu ſagen: 
nur mit den vollen Namen ganz heraus! . 
„Schluß 4 Uhr. Nächſte Sitzung Mittwoch 11 Uhr. (Kleinere Vorlagen, 
Fortſetzung der beutigen und erſte Berathung der Wegeordnung.) 
Berlin, 16. Februar. . Se. Majeftät der König bat dem 
Kaiſerlich ruſſiſchen Wirklichen Staats⸗Rath Dr. Walther zu St. Peters⸗ 
burg und dem früheren General⸗Conſul v. Heinemann zu 
Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe; dem Kaiſerlich ruſſiſchen Oberſten Grafen 
b. Mengden, Flügel⸗Adjutanten Se. Majeftät des Kaiſers und Comman⸗ 
deur des 12. Achtirskſchen Huſaren⸗Regiments Prinz Friedrich Carl von 
Preußen, und dem Großherzoglich heſſiſchen Geheimen Rath Dr. jur. Gold⸗ 
mann zu Mainz den Königlichen Kronen⸗Orden zweiter Klaſſe verliehen. 
Se. Majeſtät der Kaiſer und König haben den bisherigen Miniſter⸗Reſi⸗ 
denten des Deutſchen Reiches am Kaiſerlich braſilianiſchen Hofe, Legations⸗ 
ath Kaper Uehel, zu Allerhöchſtihrem außerordentlichen Geſandten und 
bevollmächtigten Miniſter an dieſem Hofe ernannt. i 
Se. Majeftät der König hat die Wahl des Landesälteſten, Major und 

Kammerherrn, Freiherrn v. Gaffron⸗Kunern auf Haltauf, Kreis Münſter⸗ 

erg, zum Director der Münſterberg⸗Glatzer Fürſtenthums⸗Landſchaft für die 

eit von Johanni 1875 bis dahin 1881; ſowie die Wahl des Freiherrn 
d. Seckendorff auf Brook zum Director des Anklamſchen Landſchafts⸗ 
Departementg⸗Collegiums für den Zeitraum von 1875 bis 1881 beſtätigt. 

‚ Dem königlichen Kreis⸗Baumeiſter Karl Schlichting zu Heydekrug ift 
die Verwaltung des Baukreiſes Niederung unter Anweiſung des Wohnſigzes 
zu Heinrichswalde, Regierungsbezirk Gumbinnen, übertragen worden. — Der 

tadtgerichts⸗Sekretär Dr. jur. Ulrici in Frankfurt a. M. ift zum Advo⸗ 
aten im Bezirk des königlichen Appellationsgerichts daſelbſt, mit Anweiſung 
‚feines Wohnſites in Frankfurt a. M. ernannt worden. Der Rechtsanwalt 
und Notar Zenthöfer zu Kattowitz iſt in gleicher Eigenſchaft an das Kreis⸗ 
gericht zu Inſterburg, mit Anweſſung feines Wohnſitzes daſelbſt, verſetzt 
worden. Der Notar Gieſen in Wallerfangen iſt in gleicher Amtseigenſchaft 

N den Bezirk der Friedensgerichte zu Aachen, mit Anweiſung feines Wohn: 
ies in der Stadt Aachen, verſetzt worden. ö 

Dem Ingenieur E. 


Zimmermann 15 Köln iſt unter dem 12. Februar 


& J ein Patent auf eine Compenſation für Drahtleitungen optiſcher Signal⸗ 
errichtungen auf drei Naß ertheilt worden. — Dem Direktor der „Schle⸗ 
lauen Moſaikplatten⸗Fabrik Brieg“, F. W. Ulffers zu Brieg, iſt unter 
55 12. Februar d. J. ein Patent auf eine Zerkleinerungs⸗Vorrichtung auf 


Jahre ertheilt worden. 

Berlin, 16. Februar. [Se. Majeſtät der Kaiſer und 
önig) nahmen heute militäriſche Meldungen entgegen, empfingen 
den Flügel⸗Adjutanten und Militärbevollmächtigten Major von Bülow 
vor deſſen Abreiſe nach Paris, und ließen Sich von dem Geheimen 
Kabinets⸗Rath v. Wilmowski Vortrag halten. 

[Ihre Majeftät die Katferin- Königin] empfing heute den 

Mit der Führung Allerhöchſtihres Regiments, des 4. Garde⸗Grenadier⸗ 

egimente, beauftragten Oberſt⸗Lieutenant von Minckwitz. — Ihre 

ajeſtät wohnte mit Ihrer Königlichen Hoheit der Prinzeſſin Carl, 
wie alljährlich an dieſem Tage, dem Gottes dienſte zum Gedächtniß der 
verewigten Großherzogin zu Sachſen, Großfürſtin Marie Paulowna 
don Rußland, in der hieſigen griechiſchen Capelle der ruſſiſchen Bot⸗ 
ſchaf bei. — Den Kammerherrndienſt bei Ihrer Maſeſtät der Kaiſerin⸗ 
königin haben übernommen die Königlichen Kammerherrn Graf Roth: 
uch⸗Trach und von Klinkowſtröm. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz) 
empfing geſtern um 11% Uhr Vormittags den General der Infanterie 
von Etzel und um 12 Uhr den Geheimen Commerzienrath Conrad, 

orſitzenden der Aelteſten der Berliner Kaufmannſchaft. 

Um 137 Uhr beſuchte Höſtderſelbe das Atelier des Bildhauers Pfuhl 
in Charlottenburg. 

9 Von 7 uhr ab wohnte Se. Königliche Hoheit der Vorſtellung in 
er Over bei und begab Sich um 9%, Uhr zum Thee bei Ihren 

Majeſtäten. 3 (Reichsanz.) 

9 Berlin, 16. Febr. [Eiſenbahn⸗Angelegenheiten. — 
usſtellung. — Graf Uſedom. — Der Nachfolger Wieſe's.] 
er Reichskanzler hat dem Bundesrath eine im Reichs⸗Eiſenbahnamte 

Aufgeftellte Denlſchrift, betreffend die Ergänzung der in § 48 des Be 
rlebsreglements für die Eiſenbahnen Deutſchlands enthaltenen Vor: 
chriften über von der Beförderung ausgeſchloſſene oder nur bedingungs⸗ 

beit zugelaſſene Gegenſtände, mit dem Anheimgeben zugehen lafien, 
en Anträgen des Reichs⸗Eiſenbahnamtes entſprechend Beſchluß fallen 

u wollen. Dieſe Anträge beziehen ſich vorzugsweiſe auf die Beförde: 

al von Mirbanoel, Gollodiumwolle, gefärbter Wolle und Chloroform. 

Der Bundesrath hat bekanntlich ein neues Bahnpolizei⸗Reglement 
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und eine Signalordnung 0 für die Eiſenbahnen Deutſchlands beſchloſſen, Lord Stratheden für heute angekündigten Interpellation betreffs der 


welche mit dem 1. April d. J. in Kraft treten. Der Handelsminiſter 
hat nun dieſelben den preußiſchen Eiſenbahn⸗Vorſtänden zugehen laſſen 
mit dem Bemerken, daß etwaige Geſuche um Bewilligung von Friſten 
für die Einführung der in dem Bahnpolizei⸗Reglement vorgeſchriebenen 
Einrichtungen mit entſprechender Begründung ſpäteſtens bis zum Iſten 
März d. J. einzuſenden ſind. Zu demſelben Termine ſind die etwa 
erforderlichen Anträge auf einſtweilige Suspendirung einzelner Vor⸗ 
ſchriften der Signalordnung vorzulegen. — Der Handelsminiſter hat 
genehmigt, daß für diejenigen Gegenſtände, welche für die im Septem⸗ 
ber d. J. in Santiago in Chili ſtattfindende internationale Ausſtellung 
nachweislich beſtimmt ſind, die tarifmäßigen Gebühren für den Trans⸗ 
port zur Ausſtellung auf den preußiſchen Staats- und unter Staats⸗ 
Verwaltung ſtehenden Privatbahnen, bei letzteren die Zuſtimmung der 
Geſellſchafts-Vertretungen vorausgeſetzt, um 25 pCt. ermäßigt werden. — 
Schon ſeit einigen Tagen iſt das Gerücht verbreitet, daß Graf Uſedom 
das Geſuch geſtellt hat, von der oberſten Leitung der Kunſtanſtalten 
entbunden zu werden. Die Mittheilungen beſtätigen ſich. Uebrigens 
hatte Graf Uſedom ſchon ſeit längerer Zeit wegen mancherlei Differenzen, 
welche zwiſchen ihm und dem Cultusminiſterium einerſeits und andern 
Stellen hervorgetreten waren, ein Entlaſſungsgeſuch eingereicht, welches 
jedoch damals eine vermittelnde Erledigung fand. Jetzt hat Gra 
Uſedom, durch ähnliche Vorgänge veranlaßt, das Geſuch in ſo be— 
ſtimmter Weiſe erneuert, daß demſelben wohl Folge gegeben werden 
wird. — Ueber den Nachfolger des Geh. Ober-Regierungs⸗Rath Dr. 
Wieſe im Cultusminiſterium ſind verſchiedene Gerüchte im Umlauf, 
namentlich werden die Namen Wehrenpfennig und Bonitz genannt. 
Was Erſteren betrifft, ſo dürfte das Gerücht vollſtändig ohne Begrün⸗ 
dung ſein. Dr. Wehrenpfennig hat ſich ſeit Jahren ganz ſeiner par⸗ 
lamentariſchen und literariſchen Thätigkeit gewidmet und iſt, wie man 
hört, keineswegs geſonnen, an Stelle derſelben wieder zur Pädagogik 
zurückzukehren. Hinſichtlich des Directors Bonitz iſt daran zu erinnern, 
daß ſchon bei dem Ausſcheiden Olshauſens fein Name genannt wurde. 
Es iſt möglich, daß man auch jetzt an den verdienſtoollen Schulmann 
denkt, aber von einer beſtimmten Auſſtellung ſeiner Candidatur kann 
ſchwerlich ſchon die Rede fein. 

Malchin, 13. Februar. [In der geſtrigen Sitzung des 
mecklenburgiſchen Landtags] kam u. A. ein Reſcript der ſtrelitz— 
ſchen Regierung zu der die Verfaſſungsänderung betreffenden Landtags⸗ 
Vorlage zur Verleſung. Auch hierin wird letztere Vorlage zur noch⸗ 
maligen eingehenden Erwägung empfohlen. In Betreff der Ordnung 
der Finanzen, welcher § bisher in den ſtrelitz'ſchen Grundzügen noch 
offen gelaſſen war, heißt es in dieſem Reſcript: 

„Wir halten nach ſorgfältiger Erwägung der Sache eine Scheidung des 
Domanii in Haus- und Staatsgut den Verhältniſſen eines Landes von fo 
geringer Ausdehnung, wie unſer hieſiges Herzogthum, nicht für zuträglich, 
ſind vielmehr der Anſicht, daß darunter nicht blos das Anſehen unſeres fürſt⸗ 
lichen Hauſes leiden, ſondern auch eine dem Intereſſe unſeres Landes nicht 
entſprechende, zu complicirte und koſtbare Verwaltung herbeigeführt werden 
würde. Dagegen halten wir dafür, daß es zweckmäßiger und allen Rückſich⸗ 
ten zuſagender ſein würde, wenn ſtatt einer ſolchen Theilung für die Koſten 
des Landesregiments, unter Reſervation des ganzen Domanii für Unſer Fürſt⸗ 
liches Haus, eine unter beſondere Verwaltung und Controle zu ſtelle nde feſte 
Summe ausgeſetzt wird, und ſind Wir geneigt, vorausgeſetzt, daß überall in 
der Verfaſſungsangelegenheit eine Einigung zu Stande kommt, auf eine ſolche 
Feſtſtellung und in Bezug darauf zu treffende nähere Beſtimmungen einzu⸗ 
ehen. 


Hildesheim, 14. Febr. [Der Biſchof von Hildesheim.] 
Wie das „Kath. Stgsbl.“ meldet, nehmen die Strafverfügungen gegen 
den hieſigen Biſchof wegen Nichtbeſetzung erledigter Pfarrſtellen ihren 
Fortgang, trotzdem, wie das Blatt klagt, während in den Jahren 
1873 und 1874 dreizehn Geiſtliche geſtorben ſind, in Folge der 
Schließung des Prieſter⸗Seminars auf keinen Nachwuchs zu rechnen 
ſei. Schon Mitte Januar erhielt der Biſchof einen Mahnzettel, nach 
welchem wegen unterlaſſener Wiederbeſetzung von Seulingen unter An⸗ 
drohung von Zwangsmaßregeln 1200 Mark (400 Thlr.) Strafe ge⸗ 
zahlt werden ſollen. Später iſt noch ein anderes Schreiben einge⸗ 
laufen, nach welchem die ſchon im December wegen Nichtbeſetzung von 
Grasdorf angedrohte Strafe von 1200 Mark für verfallen erklärt 
wird und bei Vermeidung executoriſcher Beitreibung bis zum 18. 
AR 0 8 unter Androhung einer Strafe von 1800 Mark gefor⸗ 
ert wird. 


— 


ropinzial-Zeitung. 


A. Jauer, 15. Febr. [Zur Tageschronik.] Der zweite Gaſometer 
bei unſerer Gasanſtalt iſt jetzt jo weit fertig geſtellt, daß bei günſtiger Mit: 
terung die Füllung beginnen kann. — Bei dem hier garniſonirenden Bataillon 
des 19. Infanterie⸗Regiments iſt das „Mauſergewehr“ jetzt eingeführt und 
werden die Mannſchaften ſchon emſig damit geübt. 


ch. Reichenbach, 16. Febr. [Fleiſchmarkt. — Waſſerleitung. 
Rathhaus Einweihung. — Rathhauskeller.] In geſtriger 
Stadtverordnetenſitzung wurde ein von den Bewohnern unſerer Stadt gewiß 
freudig begrüßter Beſchluß gefaßt; ſchon ſeit einiger Zeit bearbeitet eine 
Commiſſion nach dem Sorgen anderer Städte eine neue Marktordnung, 
laut welcher u. A. künftig Kartoffeln, Gemüſe, Heu, Stroh ꝛc. nur nach 
Gewicht perkauft werden dürfen; als etwas dringend Nöthiges wurde aber 
vor allem Anderen beſchloſſen, den Landfleiſchern zu geſtatten, auf einem eigens 
hierzu beſtimmten Platze täglich Fleiſch auszubieten reſp. zu verkaufen, denn wir 
ſind leider bis jetzt gezwungen geweſen, für dieſes Hauptnahrungsmittel die aller⸗ 
höchſten Preiſe zu zahlen. Hoffentlich wird die durch dieſe Neuerung zu ſchaffende 
Concurrenz die ganz ungerechtfertigten Forderungen unſerer Fleiſcher etwas 
berunter drücken! — Ferner einigten ſich die Vertreter der Stadt darüber, 
daß den Herren J. u. A. Aird in Berlin die Vorarbeiten zu unſerer projec- 
tirten ſtädt. Waſſerleitung Übertragen werden; es ſoll dadurch feſtgeſtellt werden, 
ob das für dieſe Anlage in Ausſicht genommene Quellengebiet auf Güttmanns⸗ 
dorfer Terrain auch hinreichend Waſſer liefert. — Die Einweihung unſeres nun⸗ 
mehr ganz vollendeten neuen Rathhauſes ſoll Sonntag, 4. April c. ſtattfinden. Der 
Keller im neuen Rathhauſe wurde aufs Neue verpachtet und zwar erhielt ein ge⸗ 
wiſſer Herr Pohrmann aus Breslau den Zuſchlag. — Am 23. d. M. feiert 
die 92096 freiwillige Feuerwehr unter Theilnahme der ſtädtiſchen Behörden 
ihr 2. Stiftungsfeſt durch ein gemeinſchaftliches Abendbrot. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Verſailles, 16. Februar, Abends. Die National⸗Verſammlung 
erledigte mehrere kleine Geſetzentwürfe und vertagte ſich bis Freitag. 
Vor Beginn der Berathungen beſchuldigten Saiſſet und Loegeril (Rechte) 
den Präfidenten, durch Ueberweiſung der Geſetzentwürfe von Waddington 
und Vautrain an die conſtitutionelle Commiſſion, die Geſchäftsordnung 
verletzt zu haben, welche, nachdem das Senatsgeſetz ordnungsmäßig 
verworfen, die erneute Berathung deſſelben Gegenſtandes vor drei 
Monaten unterſagte. Der Präſident wies nach, die Geſchäftsordnung 
nicht verletzt zu haben. Die Berichterſtattung der Unterſuchungs⸗ 
Commiſſion über die Wahl Bourgoings (Niévre) mit den Ausſagen 
des Pariſer Polizeipräfecten über das bonapartiſtiſche Central⸗Comite 
erfolgt Freitag. * 

Der „Moniteur“ erklärt die Mittheilung der „Augsburger Zeitung“, 
Decazes forderte den franzöſiſchen Generalconſul in Belgrad zur Ab: 
legung des Titels „diplomatiſcher Agent“ auf, für unrichtig. Die 
Regierung ſei auch von keiner Seite zu einem ſolchen Schritte ver⸗ 
anlaßt. 

Oberhaus. 


London, 15. Februar. In Beantwortung der von 


von Oeſterreich, Rußland und Deutſchland aber den Abſchluß von 


Handelsverträgen mit Serbien und Rumänien geſäͤhrten diplomatiſchen 


Verhandlungen erklärte der Staats⸗Secretär des Aleswärtigen, Lord 
Derby, er vermöge die bezügliche diplomatiſche Correſpondeitz nicht mit⸗ 
zutheilen, weil die Verhandlungen noch fortdauerten. Der Differenz⸗ 
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punkt drehe ſich lediglich um die Auslegung des diesbezüglichen ver? 


tragsmäßigen Abkommens zwiſchen der Pforte und den Donaufürſten⸗ 
thümern und es ſei nicht der geringſte Grund zu der etwaigen Be⸗ 
ſorgniß vorhanden, daß der Friede Europas oder des Orients durch 
dieſe Frage geſtört werden könne. Alle Mächte ſeien darin einig, daß 
den ſouzeränen Fürſtenthümern das Recht zuſtehen müſſe, handelspoli⸗ 
tiſche Verträge abzuſchließen, aber einige Mächte gingen, abweichend von 
der bezüglichen Anſicht Englands, von der Vorausſetzung aus, daß die 
Fürſtenthümer dieſes Recht auf Grund des beſtehenden bezüglichen 
Vertrages mit der Pforte bereits beſäßen und daß es einer Ermächti⸗ 
gung der Pforte zum Zweck der Abſchließung von Handelsverträgen 
durch die Fürſtenthümer nicht weiter bedürfe. 

In der heutigen Unterhausſitzung fügte der Unterſtaatsſecretär des 
Auswärtigen ſeiner Erklärung über die Anerkennung der Regierung 
des Königs Alfons noch hinzu, die Creditive zur Beglaubigung des 
engliſchen Geſandten bei der neuen Regierung in Madrid würden ohne 
jeden Aufſchub abgeſendet werden. 

Auf eine Anfrage Churchill's betreffs der Nordpol⸗Expedition er⸗ 
klärte der Seeretär der Admiralität, Sir A. F. Egerton, die Koſten 
der Expedition ſeien auf 98,000 Pfd. Sterl. angeſchlagen, der Kauf⸗ 
preis für ein zur Expedition gehöriges Schiff und zur Beſchaffung aller 
für einen Zeitraum von 3 Jahren erforderlichen Vorräthe ſei darin 
einbegriffen. h 

London, 16. Februar. Die „Times“ macht zu der Angelegen⸗ 
heit der von dem Baron Reuter unternommenen Eiſenbahnanlagen 
in Perfien die Mittheilung, daß der Vertreter Reuter's in Teheran 
den perſiſchen Behörden gegenüber auf die Beſtimmung des Supple⸗ 
mentarvertrages vom 24. Auguſt hingewieſen hat, wonach die Papiere 
über die Anlage aller dem Baron Reuter von der perſiſchen Regie⸗ 
rung übertragenen Unternehmungen vor Beginn der Arbeiten von der 
Regierung genehmigt werden ſollen. Wenn bis jetzt lediglich mit der 
Ausführung der Eiſenbahnanlagen begonnen worden ſei, jet dies allein 
durch den Umſtand veranlaßt, daß die Papiere über die übrigen 
Bauten von den perſtſchen Behörden nicht wiederzuerlangen geweſen 
ſeien. — Der Supplementarvertrag ſei ebenſo wie der Hauptvertrag 
vom Schah unterzeichnet worden. 

London, 16. Februar. Das dem Parlamente vorgelegte Militär⸗ 


budget pro 1875 beläuft ſich auf 14,177,700 Pfd. Sterl., wird aber 


durch außerordentliche Einnahmen auf den Betrag von 13,488,200 
fd. Sterl. herabgemindert. Gegen 1874 wetſt daſſelbe eine Er⸗ 
höhung von 192,400 Pfd. Sterl. auf. Die Sollſtärke der in den 
vereinigten drei Königreichen befindlichen Truppen iſt auf 129,281 
Mann veranſchlagt. 

Brüſſel, 16. Februar. Senatsſitzung. Anethan interpellirt, ob 
Belgien ſich bei der Petersburger internationalen Conferenz betheiligen 
wird. Der Miniſter des Aeußern erwiderte, er wiſſe nicht, wo und 
wann die Conferenz zuſammentrete. Die Regierung betrachte die 
Frage, welche Haltung Belgien dieſer Angelegenheit gegenüber ein⸗ 
nehmen ſolle, für ſehr wichtig und beſchäftige ſich mit der Erörterung 
derſelben. Die Regierung habe noch nicht hinlänglich Stellung dazu 
genommen, um beſtimmte Erklärungen abgeben zu konnen, die auch 
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wegen der ſchwebenden Verhandlungen ſchaden könnten. 


Southampton, 16. Februar. Der Poſtdampfer des norddeutſchen Lloyd 
„Leipzig“ iſt hierher zurückgekehrt. Die Havarie iſt unbedeutend, die Ladung 
0 8 beſchädigt. Der Dampfer wird vorausſichtlich ſeine Rejſe bald fort⸗ 

etzen können. 


g (L. Hirſch telegraphiſches Buzeau.) f 

London, 16. Februar. Die feierliche Inſtallirung des Prinze 
von Wales als Großmeiſter der Freimaurerlogen findet am 28. April 
in der Alberthalle ftatt. Ueber 7000 Freimaurer werden der Cere⸗ 
monie beiwohnen. — Der „Morning⸗Poſt“ zufolge beſtreitet die Re⸗ 
gierung die Wählbarkeit des iriſchen 48er Rebellen John Mitchell für 
Tipperary, da er als Sträfling nicht die volle Strafzeit abgebüßt habe. 


Berlin. 16. Februar. An der heutigen Börſe kam eine kleine Repriſe 
zum Durchbruch und gewann in Folge deſſen der Verkehr auch eine in man⸗ 
cher Hinſicht beſſere, faſt möchten wir ſagen geſundere Phyſiognomie, die Um⸗ 
ſätze blieben allerdings ſehr beſchränkt und es kann daher nur bedingungs⸗ 
weiſe von einer Beſſerung geſprochen werden. Das Hauptcharakteriſtikum 
des heutigen Verkehrs lag in der beruhigteren Stimmung, die ſich auf dem 
Gebiete der tonangebenden Eiſenbahnwerthe zeigte. Nicht nur behaupteten 
ſich die auswärtigen Eiſenbahnactien, auch in Bezug auf die rhein.⸗weſtfäl. 
Deviſen wurde von Momenten geſprochen, die auf eine günſtigere Entwicke⸗ 
lung viefer Unternehmungen ſchließen ließen. Anläßlich einer lelegraphiſchen 
Meldung, daß die Rheiniſche Bahn im Januar eine Mehreinnahme von ca. 
200,000 M. erzielt habe, bildete ſich für dieſe und die verwandten Bahnen 
eine günſtigere Meinung, und ſah ſich die Contremine zu Deckungen veran⸗ 
laßt. Dieſer Umſtand beweiſt aber nur von Neuem die bekannte Thatſache, 


da 
Da das Netz der Rhein. Bahn ſich feit v. J. um 18 Meilen erweitert hat. Für den 
Verkehr konnten die von den auswärtigen Plätzen einlangenden Coursdepeſchen 
keine Anregung bieten. Wien hatte anfänglich feſte Stimmung ſignaliſirt 
ſpätere Depeſchen conſtatirten aber eine Abſchwächung, ebenſo verhielt es ſich 
mit Frankfurt; unſere Börſe folgte daher ihrer eigenen Intention und con⸗ 
ſervitte die feſte Tendenz bis zum Schluß. Die internationalen Speculations⸗ 
papiere zogen im Courſe an und ſchließen faſt ſämmtlich mit höchſter hans 
Disconto⸗Commandit erſcheint künſtlich getrieben, da die Apance der Courſe 
wohl kaum in dem Verkehr Begründung findet, 159,80, ult. 1584 — 597, 
Dortmunder Union behauptet, 29,75, ult. 29,25 — 29,75 — 29,50, Laurahütte 
ſchwach anziehend, 120, ult. 118½ 20 —20. Die auswärtigen Staatsan⸗ 
leihen bewegten ſich in feſterer Haltung und ließen auch ein friſcheres Leben 
erkennen. Oeſterr. Renten behaupteten ſich gut, Oeſterr. 1850er Looſe des⸗ 
gleichen; Italiener und Türken e rege um. Amerikaner ſehr ruhig und 
unverändert. Von Ruſſiſchen Werthen zogen nur Bahnen lebhafteres Inter⸗ 
eſſe auf ſich. Preußiſche und andere Deutſche Fonds gingen hei feſtem 
Courſe ziemlich rege um. Eiſenbahn⸗ Prioritäten waren recht feſt, 
Bergiſche (verſchiedene Deviſen) fanden zu beſſeren Courſen leicht 
Nehmer, auch 4½ %ige Oberſchleſiſche waren beliebt, für Raab⸗Grazer, 
Dniejter und Lundenburger trat gleichfalls beſſere Nachfrage auf. Unga⸗ 
riſche Oſtbahn (Staats-) Obligationen 65,25 bez. u. G. 8% Rumänen feſt 
und lebhaft. Auf dem Eiſenbahnactienmarkte bewirkten Deckungen einige 
Courserhöhungen, im Ganzen blieb das Geſchäft aber wenig belangreich. 
Hamburger ſehr ſeſt, Leipziger und Rheiniſche B. begehrt, Stettiner, Anhalter 
und Potsdamer in mäßigem Verkehr, Rumänen behauptet, Breſt⸗Grajewo 
und Oberheſſiſche Bahn beliebt. Bankactien blieben minder beachtet. Berl. 
Bankverein zog im Courſe an, Centralbank für Induſtrie und Bodencredit 
eſt, Spielhagen beliebt und ſteigend, desgl. Breslauer Disconto, Geraer 
ank, Wrede, Deutſche Nationalbank und Mecklenburger Bod., Mecklenburger 
Hynothekenbank dagegen niedriger, ebenſo Braunſchweiger Bank und Frank⸗ 
furter Wechlerbank offerirt. Induſtriepapiere ſehr ſtill, Nordend belebt, 
Flora niedriger. Schmidt Wagenbau begehrt, Bergwerke matt, Louiſe nie⸗ 
driger, Hibernia und Steinhäuſer offerirt, Victoria beſſer, Kölner Bergwerke 
u unverändertem Courſe feſt, Phönix und Donnersmarck gut behauptet, 
Wechſel matt, Ruſſ. Valuta ſteigend. — Um 2% Uhr: Credit 402,50, Franz. 
526, Lombarden 239, Disconto⸗Commandit 159%, Dortm. Union 29,50, 
Laurahütte 120. (Bank⸗ u. H.⸗3.) 


Köln, 16. Februar. [Die Betriebseinnahmen der Rheiniſchen 
Eiſenbahnen!] ergaben im Monat Januar 1875 gegen den entſprechenden 
Monat des Vorjahres ein Plus von 200,372 Mk., und zwar 33,380 Mk. im 
Perſonen⸗ und 166,992 Mk. im Güterverkehr. 


die Börſe nur vom Augenblick lebt, denn man zog dabei nicht in Betracht, 
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Berliner Börse 
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N-. Staatsb. 1. Ser. 1 | 97,10 bz Berl. Makler- Bank, 0 ee 

do. do, II. Ser. 4 | 95,756 6 Berl. Wechslerbk.| 0 — ftr. 55,10 bzB 
r Br. Pr-Wechsl-B| 0 % fer. 69, 
A Centralb. f. Genos.| 0 — fr.] 88,75. 0 
Oberschles. 2 Fr Maealan Nräschl. Casseny.| 0 — er. re 

4% EEE EEE alt Pos. Pr,-Wechsl.-B| 0 — ftr. 1 B 

4% J.. 2 Pr. Credit-Anstalt| 0 — ir. | 5725 @ 

1 l Prov.-Wechsl.-Bk.| 0 — [ir] 91,25 @ 

en re 0 Enge 8 Ver.-Bl. Quistorpl O0 I — ftr. 28,50 bz 

. 3 * — 

. 1 101,30 bzB Industrle-Paplere. 

„dee 5 [103,90 Baugess. Plessner, 0 0 fr.] 1,10 bz 

do, von 1873, 4 1— — Berl-Eisenb.-Bd.A.| 6% — 4 1142 B 

do. von 1874. 4½ 98,75 ba D. Eisenbahnb.-G, 0 0 4 25,0 ba 

do. Brieg-Neisse .|4 — — do. Reichs- u.00,-E.| 8 — 4 85,50 

do. Cosel-Oderb. 4 | 93,75 @ Märk. Sch. hasch. G. 0 — 4 | 28,50 6 

do. do. 5 103,90 bzB Nordd. Papierfahr.] 0 — 4 43 B 

n 1414 — — Westend, Com. -.] 0 — ftr. 20,30 bzB 

do., do. II. Em. 4½ — — 

11 3 herr, 10 Eee Pr. Hyp. Vers-Act170 [18915 |} |127,60 ve 

0. Aarschl, 2 A Er er vers. — 70 
Onipreuss. Südbahn . .16 [103,0 G geh Ares 
Rechto-Oder-Ufer-B. , ei Donnersmarkhütte] 6 — 4 40 bad 
Schlesw. Eisenbahn . . 4% 90 6 Dortm. Union. 0 — 4 | 29,75 bz 

Königs- u. Laurah. 20 — 4 [120 ba 
Chemnitz-Komotau . % ] 62,0 6 Lauchhammer . 2 — 4 | 42,50 b2@ 
Dux-Bodenbach „...5 83 B Marienhütte . 6 — 4 ] 73,50 ba 
do. U, Emission. . | 69,76 B Minerva „40 — fe. — — 

Dyer r. 34,90 6 Moritzhütte 5 — 4 40 6 
Gal. Carl-Ludw.-Bahn. s | 93,20 bzG OSchl, Eisenwerk. ] 0 — 4 24 

do. do, neues f 92 G Redenhütte . 2 — 4 25 
Kaschau- Oderberg. . 6 | 75,25 bzG Schl. Kohlenwerk.] 1 — 4 48 
Ung. Nordostbahn, q ‚[5 | 63,70 bzB Schles. Zinkh.-Act. 8 — 14 194,256 
Ung. Ostbahn. 5 1 61,60 b20 do, St-Pr-Act.| 8 — 456] 96 bac 
Lemberg - Czernowitz . | 71,70 @ Tarnowitz, Bergb,|16 — 4 16650 d % 

do, 2 —1 4 78,30 etbzB f Vorwärtshütte 7 — 4386 5 

do. 0. 6 | 71,25 beg 
Mährische Grenzbahn. 69,50 B Baltischer Lloyd .| 0 — 4 1%6 
Mahr- Schl. Centralbahnſfr.] 29,20 ba Bresl. Bierbrauer. ] 9 — 4 24 6 

do, ae Bresl. E-Wagenb| 3% | — 1 r B 
Kronpr. Rudolph. Bahnſg | 84,75 ba do. ver. Oelfabr.| 8 — 4 | 56,25 50 
Oesterr.-Französische „3 |327 G Erdm- Spinnerei .| 7 — 4 650,75 6 

do. do. neues [319,10 ba Görlitz, Eisenb.-B.| 0 — 4 14356 

do, südl, Staatsbahnſg 248 da Hoffm's Wag.-Fab.| 5 ½ — 4 13950 @ 

do. ueue u. 3 [250,25 8 O. Schl. Eisenb.-B.| 5 — 4 50,30 vad 

do, Obligationen 4 87,50 bz& Schles, Leinenind.] 9 7½% 4 89,75 6 
Warschau-Wien II. . 5 | 99,70 bz 8 Act-Br. (Scholtz) 0 — cr. 26 6 

do. III. 46 99510 by o. Porzellan] 7 — 4 1306 
do. IV. . 6 97,78 bz Schl. Tuchfabrik-| 0 — 4 250 8 
—— do. Wagenb.-Aust.] 0 — 4 6,10 bz& 
Bank-Discont 4 pt. Schl.Wollw.-Fabr.| 0 — 14 | 21 dzB 
Lombard-Zinzfuss 5 pCt, Wilhelmshütte M410 — 41 94 6 
2 EEE 
Breslau - Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn.] Nach den 85 mehr⸗ 
eitig verbreitenden, nicht mit der Wahrheit übereinſtimmenden Gerüchten, 


über den Weiterbau dieſer Bahn von Stettin nach Swinemünde wird von 
unterrichteter Seite die Mittheilung gemacht, daß der Direction noch keine 


6 nicht fertig geſtellt werden 


una es Oder für größere Schiffe mit Stettin hergeſtellt ſei, ob zu die 


© Paris, 13. Febr. [Börſenwoche.] Die gute Stimmung, in welcher 
die Börſe Montag begonnen, behauptete ſich bis Freitag. Bis dahin ſchritt 
die Hauſſe von Tag zu Tag weiter vor, und ſchien die Anſicht der Opti⸗ 
miſten, daß Rente den Cours von 105 erreichen werde, bald zur Wahrheit 
werden zu wollen. Die Politiker in Verſailles aber ſorgten a daß die 
Bäume nicht in den Himmel wachſen; die Börſe konnte den Begebenheiten 
e welche ſich in der Donnerstags⸗ und der Freitagsſitzung der Ver⸗ 
ammlung in Verſailles abſpielten, das Auge nicht verſchließen. Es ſtand 
die Möglichkeit der Auflöſung der Kammer bevor, und dieſer Eventualität 
mußte Rechnung getragen werden. Es trat auch in Folge deſſen ein rapides 
Fallen der Rente ein, die nach einer mehrtägigen Hauſſe endlich um 32 Cs. 
niedriger als am 6. d. ſchließt. 8 
Von Bankwerthen haben ſich die meiſten wenig, mehrere zu ihrem Nach⸗ 
theile verändert. Hervorzuheben ſind blos ſpaniſche Mobilier, die bei der 
begonnenen Hauſſe beharrten und ſeit Sonnabend um weitere 57 Fr. ſtiegen. 
Bahnen, franzöſiſche ſowohl als ausländiſche, haben Einbußen, die jedoch 
meiſt unbedeutend ſind, erfahren. 5 i 
Von ausländiſchen Staatspapieren find ſpaniſche Extérieures etwas ge: 
Sn Italiener ftiegen über einen halben, Türken gar mehr als einen 
ank. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Frankfurt a. M., 16. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
gourſe.] Londoner Wechfel 205, 20. Pariſer do. 81, 60. Wiener do. 182, 90. 
Böhmiſche Weſtb. 169%. Eliſabethbahn 165%. Galizier 212. Franzojen*) 
262. Lomb. ) 118%. Nordweſtbahn 137%. Silberrente 69%. Papier⸗ 
rente 6470. Ruſſ. Bodencredit 91%. Ruſſen 1872 101%. Amerikauer 1882 
98%. 1860er Looſe 116%. 1864er Looſe 311,00. Creditactien“) 20144. Bank⸗ 
actien 876. Darmſt. Bank 1437. Brüfjeler Bank 103. Berliner 
Bankverein 81%. Frankfurter 55 6 do. Wechslerbank 86%. 
Oeſterr.⸗deutſche Bank 8544. Meininger Bank 90%. Hahn'ſche Effectenb. 112%. 

ob. Disc.⸗Geſellſchaft 8 7. Continental 85%. Heſſ. Ludwigsbahn 119%. 

berheſſen 73%. Raab⸗Grazer 85. Ungar. Stagtslooſe 176, 80. do. Schaß⸗ 
anweiſungen alte 93%. do. Schatzanw. neue 91. Oregon Eiſenb. —. 
Rockford do. 12. 

*) per medio reſp. per ultimo. 

Central⸗Pacific 83%. 

Durchweg feſt, nur öſterreichiſche Bahnen ſchwächer. 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 201%, Franzoſen 262%, Lom⸗ 
barden 118%. 0 

Hamburg, 16. Februar, Nachmittags. [Schluß ⸗Courſe.] Hamburger 
Staats⸗Prämien⸗Anleihe 111%. Silberrente 69%. Oeſterreich. Credit⸗Actien 
201%. do. 1860er Looſe 117. Nordweſtbahn —. Franzoſen 6554. 
Lombarden 296%. Italieniſche Rente 69. Vereinsbank 123%. Laura 
hütte 119%. Commerzbank 82, dio. II. Em. —. Nordd. Bank 143%. 
Provinzial⸗Disconto⸗Bank —. Anglo⸗deutſche Bank 45. do. neue 664%. 
Däniſche Landmannbank —. Dortmunder Union —. Wiener Union: 
Bank —. 64er Ruſſ. Präm.⸗Anleihe —. 66er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe —. 
Amerikaner de 1882 93%. Köln⸗Mindner Stamm⸗Actien 109%. Aheiniſche 
. 0 1184. Bergiſch⸗Märk. St.⸗A. 80. Disconto 

4 * — Sehr feſt. 

Wechſelnotirungen: London lang 20, 37 Br., 20, 31 Gld., London kurz 
20, 54 Br., 20, 46 Gld., Amſterdam 173, 80 Br., 173, 00. Gld., Wien 181 
50 Br., 179, 50 Gld., Paris 80, 90 Br., 80, 50 Gld., N Wechſel 
281, 50 Br., 279, 50 Gld., Frankfurt a. M. pr. 100 Mrk. 99, 00 Br., 


98, 70 Gld. 

Hamburg, 16. Februar. [Getreide⸗Markt.] Weizen und Rog⸗ 
gen loco geſchäftslos, beide auf Termine flau. Weizen 126pfd. 
per Februar 1000 Kilo netto 184 Br., 182 Gd., per April⸗Mai 
1000 Kilo netto 180 Br., 179 Gd., per Mai⸗Juni 1000 Kilo netto 
181 Br., 180 Gd., per Juni⸗Juli 1000 Kilo netto 182 Br., 181 Gd. 
Roggen per Februar 1000 Kilo netto 150 Br., 148 Gd. per April⸗Mai 
1000 Kilo netto 142 Br., 141 Go., per Mai⸗Juni 1000 Kilo netto 142 Br., 
141 Gd., pr. Juni⸗Juli 1000 Kilo netto 141 Br. 140 Gd. Hafer ge: 
ſchäftslos. Gerſte ſtill. Rüböl ruhig, loco und per Februar 56%, per Mai 
per 200 Pfd. 55%. Spiritus geſchäftslos, per Februar 44%, per April⸗ 
Mai und per Mai⸗Juni 45, per Juni⸗Juli per 100 Liter 100 pCt. 45%. 
Kaffee ruhig, Umſatz 2000 Sack. Petroleum höher, Standard white 
loco 12, 75 Br., 12, 65 Gd., per Februar 12, 75 Gd., per Februar⸗März 
12, 60 Go., per Aug.⸗Decbr. 12, 75 Gd. — Wetter: Thauwetter. 

Liverpool, 16. Februar, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 10,000 Ballen. Ruhig. Tagesimport 36,000 Ballen, 
davon 34,000 Ballen amerikaniſche. 5 

3 16. Februar, Nachmittags. [Baum wolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 10,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ballen. 
Ru ig: Surats matt. Amerikaniſche Verſchiffungen theilweiſe % billiger. 

iddl. Orleans 7%, middling amerilauiſche 7%, fam Dhollerah 5%, 
middling fair Dhollerah 4%, good middling Dhollerah 4%, middl. Dhollerah 
4%, fair Bengal 4%, fair Broach 5½, new fair Oomra 5%, good fair 
Oomra 5%, fair Madras 5, fair Pernam 8%, fair Smyrna 6%, fair 


3 163%. do. Paris 3 Mi. 351%. 1864er Präm.⸗Anleihe (geſt.) 194%. 
1866er Präm.⸗Aul. (geſt.) 194. Gnperials 5, 95%. Erbe u . Eiſen⸗ 


do. II. Emiſſion —. 


au. 

er Februar 1 p j. 5 
flau. Hafer 5 inländ. loco pr. 2000 Pfund Zollgewicht 152, 
156, 00. 


100 Liter 100 pCt. loco 56, 


per 
90 4g gc inländiſcher 138, 00, per 


große Gerſte pr. 2000 Pfd. Zollgewicht 160, 00 bis 166, 00. 


en billiger, 120pfd. 
peil 


Liverpol, 16. Februar. [Getreidemarkt.] Weißer 
2, Mehl 6, Mais 12 D. niedriger. N 
Amſterdam, 16. Febr., Nachm. 
Ro 2 Lr r 3 en a0 per 958 50 1 
„6. Februar, Nachmittags 4 Uhr kin. 
markt. ohlusberigt) Weizen malt Roggen weichend, 
Hafer ſtetig. Gerſte behauptet 2 
Antwerpen, 16. Feb 
2 95 x a 
r. Februar 2944 bez., 2 „ pe. 
Br., pr. 5 33 =. . tei 
Bremen, 16, 
loco 12 Mk. bez. Steigen 


endée 23. 


Weiterbau erſt im Jobe 1877 in Ausſicht genom- 


ai 143, 00, 
Zollgewicht 139, 00, 
och 


Weizen 1, rother 
We d (Schlußbericht.) 


Getreide⸗ 
deſſa 17%. 
Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ 
affinirtes, Type weiß, loco 30 bez., 30% Br., 
30 bez. u. Br., per September 32 


nd. 
een (Bet zoleum] Scene) Staudard while 


mit Nuß 


vigungspreis — Rchm. f 

Spiritus pr. 10,000 Liter loco „ohne Faß“ 56,3 Rchmk. bez., „mit Faß“ 
vr. Januar⸗Februgr 57,5 —57,8 Rchmk. bez., pr. Februar⸗März 57,5—57,8 
Rchmk. bez., pr. März⸗April — Rchmk. bez., pr. April⸗Mai 58,2—58,4 Rchmk. 
bez., pr. Mai⸗Juni 58,3 —58,4—58,5 Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli 59,2— 59,4 
Rchmk. bez., pr. Juli⸗Auguſt 59,9 —60,2 Rchmk. bez., pr. Auguſt⸗Septem⸗ 
ber 60,3 — 60,4 Rchmk. bez., pr. September⸗October — Rchmk. dez. — e⸗ 
kündigt — Liter. Kündigungspreis — Rchmk. 


& Breslau, 17. Febr., 9% Uhr Vorm. Die Stimmung am beutigen 
Markte war im Allgemeinen matter, bei mäßigem Angebot. Preiſe zum Theil 
niedriger. a f . 

Weizen, in gedrückter Stimmung, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 

1 e Mark, gelber 15—16,70—17,70 Mart, feinſte Sorte über 

otiz bez 2 5 5 
Roggen, nur feine Qualitäten verkäuflich, pr. 100 Kilogr. 13,70 —15 
bis 15,50 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 
Gerſte ſchwa preishaltend, per 100 Kilogr. 13,50—15, Mark, weiße 

15,20 bis 16,30 Mark. : > 
Hafer nur billiger verkäuflich, per 100 Kilogr. 15—15,70 bis 17,20 Mark, 

feinſter über Notiz. a 
Mais unverändert, per 100 Kilogr. 14—14,50 Mark. 

Erbſen ſtark angeboten, per 100 Kilogr. 18—19—21 Mark. 
Bohnen mehr offerirt, per 100 Kilogr. 21—21,75—22,50 Mark. 

8 40218 Ma . pr. 100 Kilogr. gelbe 14 — 15,25 Mark, blaue 
Wicken gut verkäuflich, per 100 Kilogr. 17—18—20 Mark. 
Oelſaaten in ruhiger Haltung. 

Schlaglein mehr offerirt. } 
Per 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
25 24 75 22 


Schlag⸗Leinſaat -+ 26 8 50 

interraps 25 30 24 20 23 20 
Winterrübſen a 24 70 23 90 22 80 
Sommerrübſen 24 75 23 25 22 50 


Leindotter . 22 25 21 
Napskuchen gut verkäuflich, pr. 50 Kilogr. 88,20 Mark. 
Leinkuchen mehr offerirt, pr. 50 Kilogr. 10,80 —11 Mark. 
Kleeſamen, unverändert, rother matter, pr. 50 Kilogr. 46—50 bis 
75 — Be Bier mehr Kaufluft, pr. 50 Kilogr. 56—60—71 Mark, hoch⸗ 
einer über Notiz. 3 

Thymothee mebr offerirt, pr. 50 Kilogr. 28—31.50—35 Mark. 

Mehl in ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 26,75 bis 
27,25 Mark, Roggen fein 25,5 —26,75 Mark, Hausbacken 24,25—24,75 
Mark, Roggen⸗Füttermehl 12,50 —13 Mark, Weizenkleie 9,25—9,75 Mark. 


Concurs⸗Eröffnungen. 

Ueber den Nachlaß des au Poſen verſtorbenen Rechtsanwalts a. D. und 
Kaufmanns Franz Malecki. Zahlungseinſtellung: 26. Juli 1873. Einſt⸗ 
weiliger Verwalter: Auctions ⸗Commiſſarius Ludwig; Manheimer. Erſter 
Termin: 27. Februar cr. : 


Die Nr. 7 der „Neuen Handels⸗Zeitſchrift“ für die Intereſſen des Hans 
dels und der Induſtrie, Central⸗Organ des Verbandes deutſcher kaufmänniſcher 
Vereine, Verlag von Ludw. Heimann, Derfflingerſtraße 16, Berlin, W., hat 
folgenden Inhalt: Wochenſchau. — Ueber Arbeiterkaſſen. I. — Gewerkvereine 
und Kaufleute. — Das Droguengeſchäft in den lezten 50 Jahren. — Eine 
neue electriſche Beleuchtungsart. — Internationaler Congreß der geographi⸗ 
ſchen Wiſſenſchaften in Paris. — Pariſer Briefe. — Sandeläfehrantalten 
Dresden. Chemnitz. Liegnitz. — Vereinsnachrichten. — Allgemeine deutſche 
Kranken⸗, Penſions⸗ und Verſicherungskaſſe für Kaufleute zc. 


[Die Zeitſchrift für Gewerbe, Handel und Volkswirthſchaft,] Organ 
des Oberſchleſiſchen berg⸗ und hüttenmänniſchen Vereins, redigirt von Dr. 
Adolf Frantz zu Beuthen OS., enthält in Nr. 7 vom 13. Februar d. J.: 
Geſetzgebung, Verwaltung (Banlgeſetz $ 14—32. — Jahresbericht des Kreis⸗ 
Ausſchuſſes über die Verwaltung des Kreiſes Beuthen). — Preußens Finanz: 
lage am Schluſſe 1874 II. — Tarifbeſchwerden der Station Friedrichsgrube 
der Oberſchleſiſchen 1 5 — Production, Handel, Verkehr (Oberſchleſiens 

uduſtrie und Handel im Jahre 1874. Bremen;: Kohlenexportfrage. — 

eſterreich: Montanbericht. — Belgien: Montaubericht). — Literatur (Anna⸗ 
len des deutſchen Reichs ꝛc. — Annuaire de l’Association des Ingenieurs 
de Liege). — Deutſcher Arbeiterfreund (Enguste über Abänderung der 
Gewerbe⸗Ordnung. — Die Gewerkvereine und ihre Hilfskaſſenleiſtungen: die 
Knappſchaftsvereine Preußens. — Belgien: Arbeitsſperre in Wales. — Eng⸗ 
land: Schiedsgericht). — Anzeigen. 


Metcorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts · 


— 


Sternwarte zu Breslau. 
ebruar 16. 17. Nachm. 2 U. | Abds. 10 u. Morg. 6 U. 
Lu Nl bei OOo 333,97 333%,48 332% 56 
Ei d Soornarsare — 9 5 — 12 rr a 
Dunſtdru k f ul, 5 
Fan s er 29561 | rel | x vol 
BE ehem: , > üne. 21 a ME 


Breslau, 17. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 4 M. 82 Cm. UP. — M. 10 Em. 


Eisſtand. 1 


Heute! Mittwoch! Seute! 


en im alten Weinhansteller. Echte Weine von % Liter ab’ 
wo Wgeßeſſgupfrſcmiedereſe 20, Ecke Stockgaſſe. [1818] 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


0 


E. 


